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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1 . Abgeordneter Wie schätzt die Bundesregierung die Menschen- 
Dr. Hauchler recht sverletzungen und die Unterdrückung demo- 
(SPD) kratischer Parteien und einer freien Presse durch 

die chilenische Regierung ein? 

Antwort des Staatsministers Mölleihaim 
vom 7. September 

Die Bundesregierung hat die Zuspitzung der innenpolitischen Ausein- 
andersetzungen in Chile in den letzten Monaten mit Sorge verfolgt. Sie 
hat über den deutschen Botschafter in Santiago und im Kreis der Zehn 
mehrfach in entsprechender Form Stellung genommen. Diese bilatera- 
len und multilateralen Stellungnahmen sind in Chile nicht ohne Reso- 
nanz geblieben. Mit großer Aufmerksamkeit wird daher besonders die 
jüngste Entwicklung verfolgt, die unter anderem durch Aufhebung des 
Ausnahmezustandes, einen beginnenden Dialog zwischen Regierung 
und Opposition, Ankündigung von Parteien- imd Wahlgesetzen und 
durch Rückkehr auch von prominenten Zwangsexilierten gekennzeich- 
net wird. Die Bundesregierung begrüßt diese Maßnahmen zu einer Nor- 
malisierung der Verhältnisse und erwartet, daß die chilenische Regie- 
rung den eingeschlagenen Weg zur Rechtsstaatlichkeit ohne Verzöge- 
rung fort setzen wird. 


2 . Abgeordneter Welche Konsequenzen wird sie hinsichtlich ihrer 

Dr. Hauchler außenpolitischen und wirtschaftlichen Beziehun- 

(SPD) gen, insbesondere angesichts des Forderimgskata- 

logs der UNO, ziehen? 

Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 7. September 

Die Bundesregierung beteiligt sich aktiv an der Behandlung von Men- 
schenrechtsfragen in den hierfür zuständigen Gremien der Vereinten 
Nationen. Sie ist bestrebt, im Rahmen ihrer Möglichkeiten dazu beizu- 
tragen, daß die von den Vereinten Nationen unter ihrer Mitwirkung 
aufgestellten Ziele verwirklicht werden. Die Bundesregierimg hat daher 
bis in die jüngste Vergangenheit ihre Sorge und Betroffenheit über die 
Verletzung von Menschenrechten und demokratischen Freiheiten in 
Chile gegenüber der chilenischen Seite sowohl in Santiago wie in Bonn 
wiederholt und mit Nachdruck dargelegt. Sie hat entsprechende Erklä- 
rungen der Zehn unterstützt. 

In der gegenwärtigen kritischen Lage in Chile wird die Bundesregierung 
alles in ihrer Kraft stehende tun, um auf Ausgleich und Mäßigung zu 
drängen, damit neue Gewalt und weiteres Blutvergießen vermieden 
wird. Sie wird sich hierbei mit ihren europäischen Partnern ab stimmen. 
Wirtschaftliche Maßnahmen hingegen sind nach Ansicht der Bundes- 
regierung nicht geeignet, die Rückkehr Chiles zu Rechtsstaatlichkeit 
und Demokratie zu erleichtern. Sie würden zudem ihrem Einsatz in 
menschenrechtlichen Einzelfällen im Wege stehen. 


3. Abgeordneter 
Dr. Pohlmeier 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß britische Staatsbürger, die in der 
Bundesrepublik Deutschland wohnen, bei Parla- 
mentswahlen in Großbritannien auf Grund einer 
Entscheidung der Bundesregierung ihre Stimme 
nicht in den in der Bundesrepublik Deutschland 
akkreditierten diplomatischen oder konsularischen 
Vertretungen ihres Heimatlandes abgeben dürfen, 
und welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, Millionen von Europäern, die in einem ande- 
ren EG-Land wohnen, durch eine EG-interne Rege- 
lung die Ausübung des Wahlrechts von ihrem Wohn- 
sitz aus zu ermöglichen? 
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Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 12. September 

Es trifft nicht zu, daß britische Staatsbürger auf Grund einer Ent- 
scheidung der Bxmdesregierung an der Teilnahme an Parlamentswahlen 
in Großbritannien gehindert sind. Das britische Wahlrecht sieht viel- 
mehr nicht vor, daß britische Staatsbürger vom Ausland her wählen 
können. Die Frage einer Stimmabgabe in den in der Bundesrepublik 
Deutschland akkreditierten diplomatischen und konsularischen Ver- 
tretungen Großbritanniens stellt sich also nicht. 

Wegen der Möglichkeiten einer EG-internen Regelung der Ausübung 
des Wahlrechts weist die Bundesregierung darauf hin, daß sie bereits 
1979 bei den Wahlen zum Europäischen Parlament auf italienische 
Bitte hin den hier lebenden Italienern aus integrationspolitischen 
Gründen die Ausübung ihres Wahlrechts durch Stimmabgabe in den 
italienischen Vertretungen in der Bundesrepublik Deutschland ermög- 
licht hat. Sie ist bereit, diese Regelung auch auf die anderen EG-Länder 
zu erstrecken; doch gewährt gerade Großbritannien gemäß seinen all- 
gemeinen Grundsätzen des Wahlrechts den in der Bundesrepublik 
Deutschland lebenden britischen Staatsangehörigen nicht das Wahl- 
recht zum Europäischen Parlament. 

Bei anderen Wahlen zu ausländischen Vertretungskörperschaften der 
übrigen EG-Staaten wird sich auf Dauer die Frage einer EG-internen 
Regelung stellen. 

Wegen der weiteren Einzelheiten verweise ich auf eine Kleine Anfrage, 
die Anfang 1982 von mehreren Abgeordneten der Fraktion der CDU/ 
CSU des Deutschen Bundestages gestellt wurde. Die Antwort der 
Bundesregierung ist in der Drucksache 9/1381 abgedruckt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des innern 


4. 


Abgeordnete 

Frau 

Kelly 

(DIE GRÜNEN) 


Wann und wie gedenkt die Bundesregierung epide- 
mologische Untersuchungen über die Auswirkungen 
ziviler und militärischer Anlagen auf die Bevölke- 
rung zu veranlassen und in Auftrag zu geben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 7. September 

Ihre etwa gleichlautende Frage wurde schon am 3. Juni 1983 beant- 
wortet (Drucksache 10/141 Frage 14). Ergänzend bleibt - unbeschadet 
der bestehenden Möglichkeit, anhand von Mortalitätsdaten regionale 
Häufxmgen von Krebstodesfällen feststellen zu können — festzuhalten, 
daß bei den außerordentlich geringen Emissionen ziviler Nuklearan- 
lagen und dem völügen Fehlen solcher Emissionen aus militärischen 
Anlagen lokale oder regionale Häufungen von Krebserkrankungen 
oder Fehlbildungen Neugeborener ausgeschlossen sind und demnach 
selbst durch detaillierte epidemiologische Untersuchungen nicht nach- 
gewiesen werden können. 


5. Abgeordnete Wann wird die Bundesregierung konkrete Schritte 
Frau unternehmen, um die Einführung der Meldepflicht 

Kelly für Krebs- und Leukämie-Erkrankungen sowie an- 

(DIE GRÜNEN) geborener Fehlbildungen zu realisieren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 7. September 

Auch diese Frage wurde am 3. Juni 1983 beantwortet (Drucksache 
10/141). Es sei wiederholt, daß einer Meldepflicht gesundheitlicher Da- 
ten schwere Bedenken von seiten des Datenschutzes sowie die ethische 
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Verpflichtung des Arztes zur Verschwiegenheit entgegenstehen und 
daß deshalb für den Aufbau von Krebserkrankungsregistern eine Mel- 
dung auf freiwilliger Basis vorgesehen ist. Umfragen haben ergeben, 
daß die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung einer Meldung auf 
freiwilliger Basis positiv gegenüber steht. 


6. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung die durch unter- 
Dr. Stercken schiedliche Umweltschutzgesetzgebung in den Mit- 
(CDU/CSU) gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft und 

in der Bundesrepublik Deutschland entstandenen 
verschiedenartigen Belastungen für die Produktion 
und die dadurch verursachten Auswirkungen auf 
den Wettbewerb? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 9. September 

Durch die gleichzeitige Entwicklung der nationalen und europäischen 
Umweltschutzgesetzgebung seit Beginn der 70er Jahre ist es der Bundes- 
regierung in Zusammenarbeit mit ihren europäischen Partnern weit- 
gehend gelungen, etwaige durch die Umweltpolitik drohende techni- 
sche Handelshemmnisse von vornherein zu vermeiden. Alle zum Schutz 
der Umwelt erlassenen Richtlinien und Entscheidungen der EG beruhen 
auf dem Grundsatz der notwendigen Harmonisierung von* Umwelt- 
schutzstandards und wirken dadurch auch auf eine Angleichung der 
Wettbewerb sbedingimgen hin. 

In diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern, daß sich als Folge der 
konsequenten Umweltpolitik in der Bundesrepublik Deutschland eine 
leistungsfähige und teilweise exportintensive Industrie für Umwelt- 
schutzgüter gebildet hat, die neue Problemlösungen anbietet. Dies 
stärkt die Wettbewerbsposition der betreffenden deutschen Unter- 
nehmen am Weltmarkt. 

Allerdings ist nicht zu verkennen, daß es auch Wettbewerbsverzerrun- 
gen gibt, die durch unterschiedliche Umweltauflagen wie in der Strom- 
erzeugung für energieintensive Industrie entstanden sind. Dmrch die 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung hat die Bundesrepublik Deutsch- 
land im europäischen Vergleich die schärfsten Anforderungen zur 
Schadstoffbegrenzung erlassen. Dies wird zu einer durchschnittlichen 
Stromverteuerung bis zu einem Pfennig/Kilowattstunde führen. Die 
Bundesregierung wird versuchen, in den bevorstehenden Verhandlungen 
über die Luftreinhalterichtlinie im Rahmen der EG die unterschied- 
lichen Auswirkungen abzumildern. 


7. Abgeordneter 
Dr. Stercken 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um im 
Bereich des Umweltschutzes die Wettbewerbsbe- 
dingungen in der EG wieder anzugleichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 9. September 

Seit 1973 gibt es gemeinschaftliche Umweltschutzaktionsprogramme, 
die eine gleichartige Umweltschutzgesetzgebung in den Mitgliedstaaten 
der EG sicherstellen. An der Erarbeitung dieser Aktionsprogramme hat 
die Bundesregierung maßgeblich mitgewirkt. Die Bundesregierung wird 
diesen Weg der Harmonisierung auch zukünftig energisch weiterverfol- 
gen. 


8. Abgeordneter Warum sieht die Bundesregierung die HI AG - den 
Schlaga Bundesverband ehemaliger Mitglieder der Waffen- 

(SPD) SS - nicht mehr als rechtsextremistische Organisa- 

tion an? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 13. September 

Ich gehe davon aus, daß sich Ihre Frage auf die Entscheidung bezieht, 
den Bundesvorstand des „Bundesverbandes der Soldaten der ehemali- 
gen Waffen-SS e. V. (HIAG)“ bis auf weiteres nicht mehr als rechts- 
extremistische Gruppe im Verfassungsschutzbericht zu erwähnen. 
Schon in den Verfassungsschutzberichten für die Jahre 1981 und 
1982 war lediglich der Bundesvorstand der HIAG, nicht aber der HIAG- 
Verband als ganzes als rechtsextremistische Gruppe bezeichnet worden. 

Die genannte Entscheidung wurde getroffen, weil das derzeit über den 
HIAG-Bundesvorstand vorliegende gerichtsverwertbare Material für 
seine Erwähnung als rechtsextremistische, das heißt, Bestrebungen 
gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung betreibende 
Gruppe im Verfassungsschutzbericht nicht ausreichend erscheint. In 
früheren Verfassungsschutzberichten war erwähnt worden, daß in dem 
vom HIAG-Bundesvorstand herausgegebenen Wandkalender auf natio- 
nalsozialistische Gedenktage hingewiesen wurde und daß die rechts- 
extremistische „Kreisgemeinschaft Ostalb“ dem Verband der HIAG 
angehörte. Die genannte Kreisgemeinschaft wurde inzwischen durch 
die HIAG selbst aufgelöst , nationalsozialistische Gedenktage werden 
im HIAG-Wandkalender nicht mehr aufgeführt. 

Im übrigen weise ich darauf hin, daß die HIAG keineswegs „schon 
immer“ im Verfassungsschutzbericht erwähnt wurde. Die erste Erwäh- 
nung findet sich vielmehr — beschränkt auf die genannte „Kreisge- 
meinschaft Ostalb“ im Verfassungsschutzbericht für das Jahr 1979. 

9. Abgeordneter Kann die Bundesregierung darüber Auskunft geben. 

Kolb wie viele Beschäftigte des Bundes (Angestellte und 

(CDU/CSU) Beamte) 1982 im Jahr mehr als 90 000 DM als Ein- 

kommen hatten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 8. September 

Eine Statistik, die eine genaue Abgrenzung nach dem Jahreseinkommen 
ermöglicht, wird nicht geführt. Ob der angegebene Betrag überschritten 
wird, hängt nicht zuletzt auch von den Familienverhältnissen ab. Ent- 
sprechendes gilt für Angestellte des Bundes, die eine tarifliche Vergü- 
tung erhalten. Für die Beamten, Richter und Soldaten ergibt sich eine 
grundsätzliche Differenzierung nach der Besoldungsgruppe. 

Der angegebene Betrag wird mit den Bezügen der Besoldungsgruppen 
B3, R3 und C4 (einschließlich Zuschüsse zum Grundgehalt der Pro- 
fessoren) überschritten. In der amtlichen Personalstatistik vom Stand 
30. Juni 1980 sind für den Bund in den Besoldungsgruppen B3, R3, 
C 4 und höher 2161 Beamte und Richter (einschließlich Minister und 
Parlamentarische Staatssekretäre, ohne Soldaten) ausgewiesen. Der 
Bundeshaushaltsplan 1982 verzeichnet 2237 Planstellen für Beamte und 
Richter (einschließlich Professoren, ohne Minister und Parlamentari- 
sche Staatssekretäre) und 587 Planstellen für Soldaten dieser Besol- 
dungsgruppen. 

Ein über den Betrag von 90 000 DM hinausgehendes Jahreseinkommen 
ergibt sich bei den Angestellten, mit denen eine außertarifliche Vergü- 
tung vereinbart worden ist (entsprechend Besoldungsgruppe B3 und 
höher). In der erwähnten amtlichen Personalstatistik (Stand: 30. Juni 
1980) sind für den Bund 43 außertarifliche Angestellte ausgewiesen. 
Im Bundeshaushaltsplan 1982 sind 16 Stellen für diese Personengruppe 
vorgesehen. Soweit über diese Stellen des Haushaltsplans hinaus im 
Jahr 1982 Beamtenplanstellen in Anspruch genommen worden sind, 
werden diese von den oben für den Beamtenbereich genannten Zahlen 
erfaßt. 

Bei dem vorgenannten Personenkreis handelt es sich um herausgeho- 
bene Funktionen des öffentlichen Dienstes (von Präsidenten kleinerer 
Behörden, Vizepräsidenten, Ministerialräten — und vergleichbar einge- 
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stuften Angestellten — bis zu Staatssekretären). Dies sind rund 0,7 v. H. 
des gesamten Bundespersonals (einschließlich Teilzeitkräfte, ohne 
Deutsche Bundesbahn und Deutsche Bundespost, ohne Soldaten). 


10. Abgeordneter 
Schröer 
(Mülheim) 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine Überprüfung 
des Verhaltens des Bundesbeauftragten für Asyl- 
angelegenheiten in dem von ihm gegen Cemal 
Kemal Altun angestrengten Verwaltungsgerichts- 
verfahren vorzunehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 13. September 

Die Institution des Bundesbeauftragten für Asylangelegenheiten ist 
mit der Stellung des Vertreters des öffentlichen Interesses vergleichbar. 
Der Bundesbeauftragte kann sich an den Anerkennungsverfahren vor 
dem Bundesamt und an den Verfahren vor den Gerichten beteiligen 
und auch‘ durch die Einlegung von Rechtsmitteln auf eine einheitliche 
Entscheidungspraxis in Asylsachen hinwirken. 

Im Rahmen dieser Aufgabenstellung hat der Bundesbeauftragte für 
Asylangelegenheiten gegen die anerkennende Entscheidung des Bun- 
desamtes im Falle Altun Klage erhoben. Anlaß für die Einlegimg des 
Rechtsmittels war die Auffassung des Bundesbeauftragten, daß der 
Anerkennungsbescheid keine hinreichenden Anhaltspunkte enthielt, 
um eine politische Verfolgung des Asylbewerbers zu bejahen. 

Für eine Überprüfung des Verhaltens des Bundesbeauftragten für 
Asylangelegenheiten sieht die Bundesregierung keine Veranlassung. 
Der Bundesbeauftragte hat von seiner Befugnis pflichtgemäßen Ge- 
brauch gemacht, Asylentscheidungen des Bundesamtes, die ihm recht- 
lich nicht fundiert erschienen, einer richterlichen Überprüfimg zuzu- 
führen. 


1 1 . Abgeordnete 
Frau 

Dr. Martiny- 

Glotz 

(SPD) 


Treffen Berechnungen des Umweltbundesamtes zu, 
wonach Mehrwegflaschen deutlich kostengünstiger 
sind als Einwegflaschen, und in welcher Weise ge- 
denkt die Bundesregierung dem volkswirtschaftlich 
nicht zu verantwortenden Vordringen der Einweg- 
getränkedosen Einhalt zu gebieten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 13. September 

Nach Berechnungen des Umweltbundesamtes sind Mehrwegflaschen für 
kohlensäurehaltige Getränke (Bier, Mineralwasser, Erfrischungsgeträn- 
ke) im Durchschnitt deutlich kostengünstiger als Einwegverpackungen. 
Bei den sogenannten stillen Getränken (z. B. Milch oder Fruchtsäfte) 
trifft diese Aussage nicht allgemein zu. Hier gibt es - wie z. B. für 
Milch — Einwegverpackungen, die günstigere Gesamtkosten als ent- 
sprechend verwendbare Mehrwegflaschen aufweisen. 

Dieses Beispiel zeigt, daß die Kosten differenziert nach Art und Einsatz 
der Verpackung zu sehen sind. 

Die Bundesregierung mißt der Wiederverwendung und Verwertung von 
Getränkeverpackungen unter Gesichtspunkten der Abfallwirtschaft 
große Bedeutung bei. Sie hat daher in den vergangenen Monaten inten- 
sive Anstrengungen unternommen, um im Rahmen freiwilliger Ab- 
sprachen mit der Wirtschaft zu sinnvollen Lösimgen zu kommen. 

Im Hinblick auf diese Zielsetzung hat der Bundesinnenminister im Ok- 
tober 1982 mit Vertretern des Lebensmitteleinzelhandels eine Stabili- 
sierung des Marktanteils von Mehrwegverpackungen vereinbart. Der 
Handel hat sich im Rahmen dieser freiwilligen Vereinbarung bereit 
erklärt, den Marktanteil von Mehrwegverpackungen von damals 75 v. H. 
nicht weiter ab sinken zu lassen. 
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Die Bundesregierung wird anhand der Marktdaten für 1983 beobach- 
ten, ob diese Zusage eingehalten wird. Sie hat in diesem Zusammen- 
hang die einschlägigen Handelsverbände Anfang Juli 1983 um einen 
ersten Zwischenbericht gebeten. 

Von der Einhaltung der Zusage hängt wesentlich ab, welche weiteren 
Maßnahmen zur Verringerung des Abfallaufkommens aus Getränke- 
verpackungen zu ergreifen sind. In diesem Zusammenhang ist gegebe- 
nenfalls auch zu prüfen, ob staatliche Maßnahmen zur Steuerung der 
Markt entwicklung erforderlich werden. 


12, Abgeordneter Verfügt die Bundesregierung über ähnliche Kennt- 
Dr. Steger nisse oder Meßergebnisse wie die Landesanstalt für 

(SPD) Ökologie, Landschaftsplanung und Forstplanüng 

des Landes Nordrhein-Westfalen, nach deren Meß- 
ergebnissen in der Stadt Haltern der Säuregehalt des 
Regens in Nordrhein-Westfalen am größten ist, imd 
welche Ursachen macht sie dafür verantwortlich? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 9. September 

Die Bundesregierung verfügt nicht über ähnliche Kenntnisse oder Meß- 
ergebnisse wie die Landesanstalt für Ökologie, Landschaftsplanung und 
Forstplanung des Landes Nordrhein-Westfalen. Die Meßergebnisse der 
fünf Meßstationen des Umweltbundesamtes lassen Rückschlüsse auf die 
Situation im Ruhrgebiet und insbesondere in Haltern nicht zu, zumal 
äe vorwiegend der Erfassxmg der Einflüsse des grenzüberschreitenden 
Transportes dienen. Nach Auskunft der Landesanstalt ist die Meßstelle 
in der Stadt Haltern diejenige unter den Meßstellen, die dem Ruhrgebiet 
am nächsten liegt. Bei der insgesamt hohen Emissionsdichte an Schwe- 
feldioxid im Ruhrgebiet halte ich niedrige pH-Werte und damit hohe 
Säuregehalte an dieser Meßstelle deshalb für nicht unwahrscheinlich. 
Ob und wieweit zusätzlich lokale Einflüsse noch eine Rohe spielen, 
kann von der Bundesregierung nicht beurteilt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


13. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, das Auslieferungs- 

Dr. Emmerlich verfahren des Türken Hüseyin Inci, dessen Aner- 

(SPD) kennung als Asylbewerber in der Bundesrepublik 

Deutschland vor wenigen Tagen rechtskräftig ge- 
worden ist, durch die Versagung der Bewilligung 
zur Auslieferung schon vor der Entscheidung des 
Oberlandesgerichts Hamburg über die Zulässigkeit 
der Auslieferung zu beenden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 9. September 

Über Auslieferungsersuchen ausländischer Staaten wird nach dem Ge- 
setz über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen (IRG) nach 
ständiger Praxis in einem zweistufigen Verfahren entschieden. Zunächst 
entscheidet das zuständige Oberlandesgericht über die Zulässigkeit der 
Auslieferung, danach entscheidet die Bundesregierung über die Bewilli- 
gung der Auslieferung (§§ 32, 12 IRG). Von diesem Verfahren wird 
ebenfalls in ständiger Praxis nur dann abgewichen, wenn die Ausliefe- 
rung offensichtlich von vornherein unzulässig erscheint. Davon kann 
jedoch nach dem bisher der Bundesregierung bekannten Sachverhalt 
nicht ausgegangen werden. Die Bundesregierung bemüht sich auf 
Wunsch des Oberlandesgerichts Hamburg zur Zeit mit Nachdruck 
um weitere Sachaufklärung. Die Bundesregierimg sieht sich deshalb 
gehindert, bereits im jetzigen Zeitpunkt eine Entscheidung über die 
Auslieferung zu treffen. 
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Im Übrigen weise ich darauf hin, daß Herr Hüseyin Inci sich auf freiem 
Fuß befindet. 

14. Abgeordneter Wenn nein, steht hinter der Weigerung, die Bewilli- 

Dr. Emmerlich gung der Auslieferung vor der Entscheidung des 

(SPD) Oberlandesgerichts Hamburg zu versagen, eine 

andere Überlegung als die, daß die Bundesregie- 
rung sich bei einer entsprechenden positiven Ent- 
scheidung des Oberlandesgerichts Hamburg die 
Möglichkeit offenhalten will, Hüseyin Inci an die 
Türkei auszuliefern, oder welchen Sinn hat die 
Fortführung des Zulässigkeit s Verfahrens vor dem 
Oberlandesgericht Hamburg in den Augen der 
Bundesregierung, falls diese ohnehin schon jetzt 
entschlossen sein sollte, auch nach einer positiven 
Entscheidung des Oberlandesgerichts die Bewilli- 
gung zur Auslieferung zu versagen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 9. September 

Unsere Rechtsordnung sieht aus gutem Grund die Entscheidung eines 
Oberlandesgerichts über die Zulässigkeit der Auslieferung vor. 

Verneint das Gericht die Zulässigkeit, so ist die Bundesregierung an 
diese Entscheidung gebunden. Schon aus diesem Grund ist es zweck- 
mäßig und entspricht ständiger Übung, die gerichtliche Entscheidung 
abzuwarten. 

Bejaht das Gericht die Zulässigkeit, so hat die Bundesregierung ihre 
Entscheidung zu treffen, wissend, wie ein unabhängiges Gericht den 
Sachverhalt beurteilt hat. 

Dies ist der Verfahrensablauf auch im vorhegenden Falle. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

15. Abgeordneter Welche Vor- und Nachteile hat die Erhebung der 

Fischer Kraftfahrzeugsteuer durch ein Plakettensystem ge- 

(Hamburg) gegenüber dem herkömmhchen Verfahren, und 

(CDU/CSU) beabsichtigt die Bundesregierung gegebenenfalls 

eine Umstellung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 9. September 

Das Plakettenverfahren setzt eine sehr geringe Zahl von Steuerklassen 
voraus gegenüber der Möglichkeit einer weit größeren Differenzierung 
nach geltendem Recht. Eine Zusammenfassung von Bemessungsgrund- 
lagen — gleich welcher Art (Hub raum, PS, Verbrauch, Emissions- 
werte) — zu höchstens drei bis vier Steuerklassen bringt individuelle 
Belastungsverschiebungen gegenüber dem geltenden Recht mit sich, 
die politisch auf erhebliche Bedenken stoßen. Das hat die Diskussion 
über den Entwurf eines Kraftfahrzeugsteuer-Reformgesetzes von 1973 
(BR-Drucksache 701/73) gezeigt . 

Gegenüber dem Kraftfahrzeugsteuergesetz 1979 mit Jahreszahlung und 
mittlerweile weit fortgeschrittener Automation des Best euerungs Ver- 
fahrens bietet das Plakettenverfahren keine verwaltungstechnischen 
Vorteile mehr. 

Die Bundesregierung beabsichtigt daher keine Umstellung. 

16. Abgeordneter Trifft es zu, daß Aufwendungen, die keine Einkom- 

Gobrecht mensverwendung darstellen, dem Bereich der Ein- 

(SPD) kunftserzielung zuzurechnen sind und deshalb 

grundsätzlich — unter Berücksichtigung einschrän- 
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kender Vorschriften (z. B. §§ 3 c, 4 und 9 EStG) - 
als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abge- 
zogen werden können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 12. September 

Nach dem System des Einkommensteuerrechts sind Ausgaben, die 
keine Einkommensverwendung (§ 12 EStG) darstellen und die der 
Erzielung von Einkünften im Sinne des § 2 Abs. 1 EStG dienen, als 
Betriebsausgaben oder Werbungskosten mit den sich aus den §§ 3 c, 
4 imd 9 EStG ergebenden Einschränkungen abziehbar. Ausgaben, die 
nicht mit in § 2 Abs. 1 EStG aufgeführten Einkünften in Zusammen- 
hang stehen, sind grundsätzlich nicht abziehbar, es sei denn, daß der 
Abzug auf Grund einer besonderen Vorschrift zulässig ist. 


Ist die Gewerbsteuer-Garantie von Bundeskanzler 
Dr. Kohl, der ausweislich einer Antwort des Parla- 
mentarischen Staatssekretärs Dr. Voss vom 7. Juli 
1983 (vergleiche Drucksache 10/237 zu Nr. 40), 
„. . . müssen wir dem Anliegen der Gemeinden ent- 
gegenkommen, die Gewerbesteuer als zentrale Steuer 
zu bewahren.“, nicht eine absolute Position, son- 
dern nur eine Festschreibung für den Augenblick? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 12. September 

Der Bundeskanzler hat vor der Hauptversammlung des Deutschen 
Städtetages am 14. Jxmi 1983 erklärt: 

„Die Belastung der Betriebe durch ertragsunabhängige Steuern muß 
abnehmen. Gleichzeitig müssen wir dem Anliegen der Gemeinden ent- 
gegenkommen, die Gewerbesteuer als eine zentrale Steuerquelle zu 
bewahren.“ 

Wie dieses Ziel am besten erreicht werden kann, läßt sich erst nach 
eingehender Prüfimg und auch nur im Rahmen eines längerfristig an- 
gelegten Gesamtkonzepts zur Neuordnung der Gemeindefinanzen ent- 
scheiden. 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß „die 
Masse der Bundesbeteiligungen gegen die Vorschrift 
des § 65 BHO verstößt“, wie es die Arbeitsgemein- 
schaft Selbständiger Unternehmer e. V. in ihrer 
„Meinung“ vom 17, August 1983, Bonn-Bad Godes- 
berg, behauptet, und wenn ja, welche Privatisie- 
rungsabsichten hat die Bundesregierung für die Zu- 
kunft? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 9. September 

Bundesfinanzminister Dr. Stoltenberg hat am 29. August 1983 an- 
läßlich des Jahrestreffens von Aufsichtsratsvorsitzenden und Vor- 
ständen von Bundesbeteiligungen die Grundsätze der Beteiligungs- 
politik der Bimdesregierung deutlich gemacht. Dabei unterstrich er 
die im Jahreswirtschaftsbericht 1983 festgelegte Leitlinie, „. . . die 
Staatstätigkeit auf ihre eigentlichen Aufgaben zu konzentrieren, öffent- 
liche Dienstleistungen möglichst auf Private zu übertragen, wo diese sie 
besser erfüllen können und öffenthche Vermögen dort zu privatisieren, 
wo dies ohne Beeinträchtigung staatlicher Belange möglich ist.“ 

Die Bundesregierung wird sich die notwendige Zeit nehmen, um eine 
Beteiligungspolitik zu erarbeiten, die für absehbare Zeit Bestand hat. 
Dabei geht es besonders um die grundsätzliche Frage, wo die Grenzen 
der unternehmerischen Tätigkeit des Staates zurückgesteckt, wo un- 


18. Abgeordneter 
Würtz 
(SPD) 


17. Abgeordneter 
Gobrecht 
(SPD) 
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mittelbare Beteiligungen reduziert oder ganz aufgegeben werden kön- 
nen. Die ordnungspolitische Bedeutung der Maßnahmen steht im Vor- 
dergrund, die Haushaltsentlastung ist ein erfreulicher Nebeneffekt. 

Die Bundesregierung wird in jedem einzelnen Fall sorgfältig prüfen, 
ob noch ein wichtiges Interesse des Bundes die Aufrechterhaltung 
einer Beteiligung rechtfertigt. Betroffene werden dabei gehört. Über 
die Köpfe der Beteiligten hinweg wird nichts entschieden. 

19. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Klagen über besonders 

Herkenrath rigoroses Vorgehen der Zollbeamten am Grenz- 

(CDU/CSU) Übergang Weil am Rhein bekanntgeworden, und 

wenn ja, billigt die Bundesregierung die Art und 
Weise, wie die Reisenden beim Grenzübergang 
Weil am Rhein vielfach behandelt werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 14. September 

Dem Bundesfinanzministerium sind gelegentlich Beschwerden von 
Reisenden über die Zollabfertigung und damit verbundene Zollkon- 
trollen bei den Zollstellen in Weil am Rhein wie auch bei anderen 
Grenzzollstellen vorgetragen worden. Dabei handelte es sich - gemes- 
sen an der Zahl der Reisenden über die Grenzübergänge in Weil am 
Rhein (mehr als 16 Millionen im Jahre 1982) — um nur wenige Bean- 
standungen. Ihnen ist, soweit dies auf Grund der Angaben möglich war, 
das Bundesfinanzministerium nachgegangen. In der Regel haben sich 
keine Anhaltspunkte dafür ergeben, daß die Zollbeamten unangemes- 
sen vorgegangen sind. 

Kontrollen. im Reiseverkehr sind zur Bekämpfung des Schmuggels, vor 
allem von Rauschgift und Waffen, aber auch von hochwertigen Gegen- 
ständen wie Gold, Schmuck, Uhren notwendig. Kontrolliert wird stich- 
probenweise, ohne Ansehen der Person und meist ohne bestimmten 
Verdacht. Die Kontrollen müssen, wenn sie ihren Zweck erfüllen sol- 
len, gründlich durchgeführt werden. Die Beschwerden dürften überwie- 
gend darauf zurückzuführen sein, daß die Reisenden, bei deren Abfer- 
tigung Unregelmäßigkeiten nicht festgestellt wurden, die Kontrollen 
als lästig und als imangebrachte Mißtrauensbekundung empfanden. 

Selbstverständlich werden die Beamten immer wieder darauf hinge- 
wiesen, daß ihr Verhalten höflich und frei von dem Verdacht von Vor- 
urteilen sein muß. 

20. Abgeordneter Wie hoch war der Anteil der Vermögensteuer am 

Dr. Struck Gesamtsteueraufkommen in den Jahren 1962 und 

(SPD) 1982? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 15. September 

Der Anteil der Vermögensteuer an den gesamten Steuereinnahmen 
belief sich im Jahre 1962 auf 2,1 v. H. und im Jahre 1982 auf 1,3 v. H. 

21. Abgeordneter Welchen Einfluß werden die Steuerentlastungen im 

Dr. Struck Steuerentlastungsgesetz 1984 auf den Anteil der 

(SPD) Vermögensteuer am Gesamtsteueraufkommen des 

Jahres 1984 voraussichtlich haben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 15. September 

Die finanziellen Auswirkungen des Steuerentlastungsgesetzes 1984 
werden sich bei der Vermögensteuer schätzungsweise auf 875 Mil- 
lionen DM belaufen, so daß mit einem Aufkommen von 4325 Mil- 
lionen DM im Jahre 1984 zu rechnen ist. Dies entspricht einem Rück- 
gang des Anteils von 1,2 v. H. auf 1 ,0 v. H. an der geschätzten Summe 
der Steuereinnahmen 1984. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


22. Abgeordneter Gibt es bundesrechtliche Vorschriften, die nach 
Müntefering Auffassung der Bundesregierung das Hotel- und 

(SPD) Gaststättengewerbe diskriminieren oder zu Wett- 

bewerb snacht eilen dieser Branche gegenüber Kon- 
kurrenten in anderen Ländern führen, und um wel- 
che handelt es sich gegebenenfalls dabei? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 13. September 

Der Bundesregierung sind keine bundesrechtlichen Vorschriften be- 
kannt, die das Hotel- und Gaststättengewerbe diskrimieren oder zu 
Wettbewerbsnachteilen dieser Branche gegenüber Konkurrenten in 
anderen Ländern führen. 

Selbst der Spitzen verband des Gewerbes, der Deutsche Hotel- und 
Gast Stätten verband, hat bei mancherlei Wünschen an die Bundesge- 
setzgebung niemals den Vorwurf einer Diskriminierung erhoben. 


23. Abgeordneter Durch welche gesetzlichen und anderen Maßnahmen 
Matthöfer wurde in den Jahren 1978 bis 1982 die Förderung 

(SPD) deutscher Kapitalinvestitionen im Ausland einge- 

schränkt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 15. September 

Die Bundesregienmg fördert deutsche Direktinvestitionen im Ausland, 
insbesondere in Entwicklungsländern, durch ein seit langem entwickel- 
tes und beständig ausgebautes Förderungsinstrumentarium. Dazu ge- 
hören finanzielle und steuerliche Maßnahmen sowie Garantien zur 
Absicherung des politischen Risikos. 

Diese Politik hat sich auch in den Jahren 1978 bis 1982 nicht geändert. 
Die Änderungen der steuerlichen Bestimmungen für Kapitalanlagen im 
Ausland, einschließlich der Aufhebung des Entwicklungsland erst euer- 
gesetzes im 2. Haushaltsstrukturgesetz von 1981, haben keine Beein- 
trächtigung der Förderung deutscher Kapitalinvestitionen im Ausland 
zur Folge gehabt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


24. Abgeordneter 
Hinsken 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel Kubik- 
meter Holz zur Zeit in der Bundesrepublik Deutsch- 
land von Borkenkäfern befallen sind, imd wo sind 
die Hauptschadensgebiete? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 9. September 

Nach bisherigen Schätzungen der Länder müssen auf Grund des Bor- 
kenkäferbefalls bis zum kommenden Frühjahr bundesweit nahezu 
1 400 000 Kubikmeter Holz (ganz überwiegend Fichtenholz) einge- 
schlagen werden. Haupt schadensgebiete sind Ob er harz, Eifel, Sauer- 
land, Vogelsberg, Rhön, Frankenwald, Fichtelgebirge, Bayerischer 
Wald, Nürnberger Reichswald, Oberallgäu, Schwarzwald, Schwäbische 
Alb, südwestliches Alpenvorland sowie Waldareale in den Landkreisen 
Erding, Rosenheim, Altötting, Freising und Pfaffenhofen. 
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25. Abgeordneter Hat es in den letzten 50 Jahren in Deutschland 
Hinsken Katastrophen solchen Ausmaßes, wie sie sich in 

(CDU/CSU) Ostbayern zeigen, gegeben, und wenn ja, wie ist man 

dagegen vorgegangen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
, vom 9. September 

Begünstigt durch trocken-warme Sommer und die kriegsbedingte Ver- 
nachlässigung der Wälder trat von 1944 bis 1951 eine Folge von Bor- 
kenkäferkalamitäten auf, die im Dürresommer 1947 kulminierte und 
der in Mitteleuropa 30 MilÜonen Kubikmeter Fichtenholz zum Opfer 
fielen. 

Die Bekämpfung erfolgte seinerzeit in erster Linie durch Einschlag 
und Entrindung der befallenen Bäume mit nachfolgender Verbren- 
nung der Rinde, ergänzt durch ständige Bestandsüberwachung und 
sofortige Ausmerzung aller Befallsherde. 


26. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob es weltweit 
Hinsken bereits neue Erkenntnisse in dieser Schädlingsbe- 

(CDU/CSU) kämpfung gibt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 9. September 

Ein neues und wirkungsvolles Verfahren zur Borkenkäferbekämpfung 
besteht im Einsatz von Flugfallen, die mit ungiftigen, synthetisch her- 
gestellten arteigenen Lockstoffen ausgestattet sind. Bei einer ausge- 
prägten Massenvermehrung reicht jedoch eine Flugfallenbekämpfung 
allein nicht mehr aus; es sind zusätzlich die herkömmlichen Verfahren 
anzuwenden. 


27. Abgeordneter Welche Hilfsmöglichkeiten seitens des Staates, z. B. 
Hinsken im Rahmen von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

(CDU/CSü) und durch den Einsatz von Bundeswehrangehörigen 

zum Entrinden von Bäumen sind möglich, falls we- 
gen des trockenen Wetters die dritte Generation 
dieser Käfer entschlüpft und im^hächsten Jahr die 
Katastrophe noch größer werden sollte? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 9. September 

Hilfsmögüchkeiten des Staates fallen grundsätzüch in den Zuständig- 
keitsbereich der Länder. So werden in den hauptbetroffenen Ländern 
Bayern und Niedersachsen die Privat waldbet riebe intensiv beraten und 
Bekämpfungsmaßnahmen im Privatwald — bei Vorliegen entsprechen- 
der Voraussetzungen - bezuschußt. Bayern fördert auch Wiederauf- 
forstungen bei flächen weisen Ausfällen. 

Darüber hinaus ist seitens der Bundesanstalt für Arbeit grundsätzlich 
die Möglichkeit ^on Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen im Rahmen der 
geltenden Voraussetzungen gegeben. Bei unverzüglich vorzunehmenden 
Bekämpfungsmaßnahmen sind Hilfen durch Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen allerdings nicht möglich, da die Förderung von Arbeiten, die 
ohne Verzug durchzuführen sind, ausgeschlossen ist. 

Eine Möglichkeit zum Einsatz der Bundeswehr bestünde, wenn sich der 
derzeitige Borkenkäferbefall zu einer Naturkatastrophe regionalen oder 
überregionalen Ausmaßes entwickeln würde. In diesem Falle hätte das 
betroffene Land die Hilfe der Bundeswehr anzufordern, bzw. im Falle 
der Überregionaütät die Bundesregierung den Bundeswehreinsatz zu 
beschließen. 
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Ferner können, auch für durch Borkenkäferbefall geschädigte Bestände, 
folgende generelle Förderungsmaßnahmen im Rahmen der forstlichen 
Förderungsgrundsätze der Gemeinschaftsaufgabe ,, Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ in Betracht kommen: 

- Umbau ertragsschwacher Bestockungen, 

- waldbauliche Maßnahmen zur Verbesserung der Struktur von Jung- 
beständen, 

- Erstinvestitionen durch forstwirtschafthche Zusammenschlüsse. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Soziaiordnung 

28. Abgeordneter Ist der Bundesregienmg bekannt, daß trotz der sich 
Daweke bessernden konjunkturellen Lage, trotz der verstärk- 

(CDU/CSU) ten Informationsarbeit des Bimdesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung über die weiterhin vor- 
handenen Rehabilitationsmöghchkeiten bei Ärzten 
und Versicherten, die das Ziel hat, die aus Sorge um 
den Arbeitsplatz geübte Zurückhaltung der Versi- 
cherten abzubauen, einen Kurantrag zu stellen und 
trotz des Versuches der Bundesregierung, die ge- 
sund heit spolitische Bedeutung der Kur stärker her- 
auszustellen und ihr Image ganz allgemein zu ver- 
bessern, die Zahl der Kuranträge der Arbeiter im 
Monat Jimi 1983 beider Landesversicherungsanstalt 
Rheinland um weitere 12,1 v. H. und bei der Bun- 
desknappschaft um 7,3 V. H. zurückgegangen sind, 
und welche Konsequenzen wird die Bundesregierung 
daraus ziehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franke 
vom 8. September 

Der Staatssekretärs im Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung hat Ihnen bereits in seiner Antwort vom 11. JuÜ 1983 (Druck- 
sache 10/255, Frage 60) mitgeteilt, daß die Bundesregierung über die 
Entwicklung der Kurantragszahlen bei den Rentenversicherungsträgern 
und ihre Auswirkxmgen im Kurbereich informiert ist, die unterjährige 
Kurantragsentwicklung bei den einzelnen Landesversicherungsanstalten 
allerdings nicht kennt . 

In der Renten versicherimg der Arbeiter sind die Kuranträge im Juni 
1983 im Vergleich zum Juni 1982 um 12,1 v. H. zurückgegangen. Der 
mit geteilte Wert einer Anstalt liegt damit genau im Durchschnitt der 
Arbeiterrenten versicherimg. Bei der Bundesknappschaft verläuft die 
Kur antragsent Wicklung sehr uneinheitlich. Betrug der Rückgang bei 
diesem Versicherungsträger im April 1983 noch — 41,6 v. H., war im 
Mai 1983 ein Anstieg von + 58,2 v, H, zu verzeichnen. Die Gesamtent- 
wicklung wird wegen des verhältnismäßig kleinen Personenkreises hier- 
durch nur unwesentlich beeinflußt. 

In der Arbeiterrentenversicherung war in den letzten Monaten ein nicht 
mehr so starker Nachfrageausfall nach Kuren zu verzeichnen. In der 
Rentenversicherung der Angestellten verläuft die Entwicklung sogar 
seit Mai 1983 bis einschließlich August 1983 im Vergleich zu dem ent- 
sprechenden Voijahreszeitraum wieder positiv. 

In der Rentenversicherung insgesamt ist der Antragsrückgang von 

- 25,5 V. H. im ersten Quartal 1983 über — 17,4 v, H. im ersten Halb- 
jahr 1983 auf bisher — 16,6 v. H. für die ersten sieben Monate des 
Jahres abgeflacht. Damit sind Tendenzen zur Besserung durchaus sicht- 
bar. Die Bundesregierung sieht deshalb auch keine Veranlassung, aus 
dieser Entwicklung besondere Konsequenzen zu ziehen. Unabhängig 
davon wird geprüft, ob dem Versicherten die Möghchkeit eingeräumt 
werden kann, seiner Verpflichtung zur Zuzahlimg bei Kuren durch Ver- 
zicht auf einen Teil seines Erholungsurlaubes abzulösen. 
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29. Abgeordneter Ist es richtig, daß die Bundesregierung plant, die 

Sauermilch freien Fahrten für behinderte Menschen (Ausnah> 

(DIE GRÜNEN) me; Gehbehinderte) im öffentlichen Nahverkehr 
zu streichen? 


30. Abgeordneter Wenn ja, welche haushaltstechnischen (Volumen 
Sauermilch der Einsparung?) und sozialpolitischen Überlegun- 

(DIE GRÜNEN) gen führen zu diesen Kürzungsvorschlägen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franke 
vom 8. September 

Schon bei der Schaffung der jetzt geltenden Vorschriften (§§ 57 ff. 
des Schwerbehindertengesetzes) über die unentgeltliche Beförderung 
Schwerbehinderter im öffentlichen Personenverkehr ist der Gesetz- 
geber davon ausgegangen, daß grundsätzlich nur die Schwerbehinderten 
im Nahverkehr unentgeltlich befördert werden sollten, die infolge ihrer 
Behinderung in ihrer Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr erheblich 
beeinträchtigt sind. Dem lag der Gedanke zugrunde, den Schwerbehin- 
derten, die wegen ihrer Behinderung auch für kurze Entfernungen - die 
üblicherweise zu Fuß zurückgelegt werden können — öffentliche Ver- 
kehrsmittel in Anspruch nehmen müssen, einen Ausgleich für daraus 
entstehende Mehrkosten zu schaffen. 

In der Annahme, daß Schwerbehinderte mit einem Grad der Minderung 
der Erwerbsfähigkeit (MdE) um wenigstens 80 v. H. in der Regel auch 
in ihrer Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr erheblich beeinträchtigt 
sind, wurde während der Beratungen des Gesetzentwurfs in § 58 Abs. 1 
des Schwerbehindertengesetzes der Satz eingefügt, wonach Schwerbe- 
hinderte mit einer MdE um wenigstens 80 v. H. als in ihrer Bewegungs- 
fähigkeit im Straßenverkehr erheblich beeinträchtigt gelten. 

Im Rahmen des Entwurfs des Haushaltsbegleitgesetzes 1984 hat die 
Bundesregierung eine Änderung der Vorschriften über die unentgelt- 
liche Beförderung Schwerbehinderter beschlossen (vergleiche Druck- 
sache 10/335 zu Artikeln 18, 19 und 28). Danach soll unter anderem 
die erwähnte Fiktion der Gehbehinderung in § 58 Abs. 1 Satz 2 des 
Schwerbehindertengesetzes, die in der Öffentlichkeit immer wieder 
kritisiert wurde, aufgehoben werden, so daß auch Behinderte mit einer 
MdE von wenigstens 80 v. H. und mehr nur noch dann zum begünstig- 
ten Personenkreis gehören werden, wenn sie tatsächlich in ihrer Bewe- 
gimgsfähigkeit im Straßenverkehr erheblich beeinträchtigt sind. 

Nach den Feststellungen in den Bundesländern befanden sich am 

31. Dezember 1982 3,3 Millionen Schwerbehindertenausweise in 

Umlauf, die zur Inanspruchnahme der unentgeltlichen Beförderung 
berechtigten. Das sind fast 75 v. H. der zum gleichen Zeitpunkt aner- 
kannten Schwerbehinderten (rund 4,5 Millionen). Bei Erlaß des Ge- 
setzes über die unentgeltliche Beförderung Schwerbehinderter im öf- 
fentlichen Personenverkehr vom 9. Juli 1979 (BGBl. I S. 989) ist der 
Gesetzgeber davon ausgegangen, daß 45 v. H. der anerkannten Schwer- 
behinderten freifahrtberechtigt sein würden. Infolgedessen sind die auf 
Grund des Gesetzes für Bund und Länder entstehenden Aufwendungen 
wesentlich höher als damals angenommen, und zwar werden sie in 1984 
insgesamt mehr als 500 Mülionen DM (davon Bund 248,4 Millio- 
nen DM) betragen. In Anbetracht dieser Entwicklung imd unter Berück- 
sichtigung der Haushaltssituation in Bund und Ländern sind daher sinn- 
volle Einschränkungen geboten. Die Bundesregierung rechnet für das 
Jahr 1984 mit einer Entlastung in den Haushalten von Bimd und Län- 
dern in Höhe von insgesamt 230 Millionen DM. 


3 1 . Abgeordneter 
Kolb 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung darüber Auskunft geben, 
wie viele Einrichtungen Behinderte betreuen und 
wie viele Personen von diesen Einrichtungen be- 
schäftigt werden? 
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32. Abgeordneter Kann die Bundesregierung darüber Auskunft geben, 
Kolb wie viele Personen von den Beschäftigten selbst be- 

(CDU/CSU) hindert sind und wie viele Behinderte dabei betreut 
werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franke 
vom 8. September 

Eine umfassende Antwort auf Ihre Fragen ist der Bundesregierung 
schon deshalb nicht möglich, weil viele Einrichtungen (z. B. Schulen, 
Krankenhäuser, Sanatorien, Altersheime) zugleich Behinderten und 
Nichtbehinderten zur Verfügung stehen. Einen Überblick über das 
statistische Material, das hinsichtüch der für Behinderte in Betracht 
kommenden Einrichtungen zur Verfügung steht, gibt eine vom Stati- 
stischen Bundesamt im Jahre 1981 herausgegebene Darstellung „Zur 
Situation der Behinderten in der Bundesrepublik Deutschland“, ins- 
besondere Seite 73 ff. 

Angesichts dieser Sachlage können auch Angaben über die Zahl der 
— behinderten oder nichtbehinderten — Beschäftigten in den von Ihnen 
angesprochenen Einrichtungen sowie über die Zahl der betreuten Perso- 
nen nicht gemacht werden. Es kommt hinzu, daß fast alle diese Einrich- 
tungen in der Trägerschaft von Ländern, Kommunen, frei-gemeinnützi- 
gen Organisationen oder privaten Eigentümern stehen. Erhebungen zu 
den von Ihnen gestellten Fragen könnten also nur mit hohem Verwal- 
tungsaufwand zu Ergebnissen führen. 

Sollte den von Ihnen gestellten Fragen eine konkrete Einzelproblemtik 
zugrunde liegen, bin ich gern bereit, dieser Problematik nachzugehen, 
wenn Sie mir entsprechend Informationen übermitteln. 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob mit der Über- 
nahme der Tbc-Kranken in die gesetzüche Kranken- 
versicherung auch die Verwaltung der bisher von 
den Rentenversicherungsträgem vorgehaltenen Spe- 
zialkliniken durch die gesetzhchen Krankenversi- 
cherungsträger vorgesehen ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franke 
vom 8. September 

Der Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 1984 geht davon aus, daß 
mit der Tbc-Behandlung grundsätzlich auch die von den Trägern der 
gesetzhchen Rentenversicherung vorgehaltenen Tbc-Behandlungsstätten 
auf die Träger der gesetzhchen Krankenversicherung übergehen soUen, 
und zwar einschließhch der in diesen Einrichtungen beschäftigten Ar- 
beitnehmer. Die hierzu erforderhchen Regelungen soUen von den 
Selbstverwaltungsorganen der Kranken- und Rentenversichemngsträ- 
ger durch Vereinbarung getroffen werden. 

Gegen diese Regelung sind von verschiedener Seite, vor ahem den Kran- 
kenversichemngsträgera und dem Bundesrat Bedenken geltend gemacht 
worden. Die Bundesregierung hat dem Bundesrat die Prüfung seiner 
Vorschläge zugesagt. Ich schheße deshalb nicht aus, daß im Laufe des 
Gesetzgebungsverfahrens eine weitere Konkretisierung der Bestimmun- 
gen möghch ist, die dem unterschiedhchen Interesse, aber auch den 
Sachzwängen gerecht wird. 


33. Abgeordneter 
Paintner 
(FDP) 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


34. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


Dürfen Offiziere der Bundeswehr offiziell, aber 
auch privat, abweichend von der Meinung des Bim- 
desverteidigungsministeriums und der Bundesregie- 
rung die Auffassung der sogenannten Friedensbe- 
wegung zur Friedenssicherung und Abrüstung ver- 
treten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 9. September 

Offiziere können sich grundsätzlich wie jeder andere Staatsbürger 
politisch betätigen. Sie dürfen ihre politische Meinung frei äußern, 
auch wenn ihre Auffassung von der offiziellen Regierungspolitik ab- 
weicht. Ihre staatsbürgerlichen Rechte, hier die Meinungsäußerungs- 
freiheit nach Artikel 5 Abs. 1 GG, sind allerdings durch die soldatischen 
Pflichten im Rahmen der Erfordernisse des militärischen Dienstes zu- 
lässigerweise eingeschränkt (Artikel 5 Abs. 2 GG; § 6 Satz 2 des Sol- 
datengesetzes). Hierbei ist zu unterscheiden, ob die Offiziere als offi- 
zielle Vertreter der Bundeswehr in der Öffentlichkeit, in anderer dienst- 
licher Funktion oder im privaten Bereich auftreten. 

Nehmen Offiziere als offizielle Vertreter der Bundeswehr an politi- 
schen oder anderen Veranstaltungen in der Öffentlichkeit teil, sind 
sie an die Auffassung der Bundesregierung gebunden. 

Sie würden sich dienst pflichtwidrig verhalten, wenn sie bei solchen 
Veranstaltungen einseitig eine abweichende Meinung, z. B. zur Frie- 
denssicherung und Abrüstung, vertreten würden. 

Auch ohne offizielle Vertreter der Bundeswehr zu sein, haben Offiziere 
in dienstlicher Funktion das Verbot der politischen Betätigung im 
Dienst zu beachten (§ 15 Abs. 1 des Soldatengesetzes). So ist ihnen 
untersagt, im Dienst etwa durch Ansprachen oder das Verteilen von 
Schriften für eine bestimmte politische Gruppe zu werben. Mit dieser 
gesetzlichen Regelung soll nicht eine bestimmte Meinung unterbunden, 
sondern politische Auseinandersetzungen im Dienst vernüeden und so 
ein ungestörter Dienstbetrieb in der Bundeswehr sichergstellt werden. 

Vertreten Offiziere im privaten Bereich in Anwesenheit von Unter- 
gebenen die von der „sogenannten Friedensbewegung“ propagierten 
Ziele der Friedenssicherung und Abrüstung und setzen sie sich damit 
für eine bestimmte politische Richtung ein, können sie gegen ihre 
Pflicht zur Zurückhaltung verstoßen (§ 10 Abs. 6 des Soldatengesetzes). 
Danach haben Offiziere auch außerhalb des Dienstes die Zurückhaltung 
bei ihren Meinungsäußerungen zu wahren, die erforderlich ist, um das 
Vertrauen als Vorgesetzte zu erhalten. 

Damit sollen nicht bestimmte Meinungen ihres Inhaltes wegen ver- 
boten, sondern das in die Person des Offiziers gesetzte Vertrauen, 
nämlich als Vorgesetzter, gerecht und unparteiisch seinen Dienst zu 
tun, erhalten werden. 

Ob eine politische Meinungsäußerung tatsächlich soldatische Pflichten 
verletzt, läßt sich jedoch nur nach Prüfung aller Umstände im Einzel- 
fall feststellen. 

35. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 9. September 

Der Soldat hat grundsätzlich die gleichen staatsbürgerlichen Rechte 
wie jeder andere Staatsbürger. Daraus folgt, daß er auch an der politi- 
schen Meinungs- und Willensbildung teilnehmen und dabei Positionen 
vertreten darf, die von der Bundesregierung nicht geteilt werden. 

Beschränkungen für die politische Betätigung des Soldaten ergeben 
sich allerdings aus seinen gesetzlich begründeten Pflichten. So ist dem 
Soldaten insbesondere untersagt, sich im Dienst zugunsten oder zuun- 
gunsten einer bestimmten politischen Richtung zu betätigen und inner- 
halb dienstlicher Unterkünfte und Anlagen für eine bestimmte politische 


In welcher Weise geht die Bundesregierung gegen 
Soldaten der Bundeswehr vor, die sich an den Ak- 
tivitäten der sogenannten Friedensbewegung betei- 
ligen, sei es durch Anwesenheit in Uniformen bei 
Demonstrationen oder durch verbale Unterstüt- 
zung, die im Gegensatz zur Friedenspolitik der Bun- 
desregierung steht? 
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Gruppe zu werben. Als Vorgesetzter darf er seine Untergebenen nicht 
für oder gegen eine politische Meinung beeinflussen. Auch außer Dienst 
hat der Soldat sich so zu verhalten, daß er das Ansehen der Bundeswehr 
oder die Achtung und das Vertrauen, die seine dienstliche Stellung er- 
fordert, nicht ernsthaft beeinträchtigt. 

Es läßt sich daher nur im Einzelfall feststellen, inwieweit Soldaten, 
die Aktionen der sogenannten Friedensbewegung unterstützen, ihre 
Dienstpflichten verletzen. Nehmen Soldaten in Uniform an Demon- 
strationen der Friedensbewegung teil, begehen sie jedoch regelmäßig 
eine Dienst Pflichtverletzung, da sie nach § 15 Abs. 3 des Soldaten- 
gesetzes in Uniform nicht an politischen Veranstaltungen teilnehmen 
dürfen. 

Es ist Aufgabe der zuständigen Disziplinarvorgesetzten, Dienst Pflicht- 
verletzungen nach den Bestimmungen der Wehrdisziplinarordnung 
disziplinär zu würdigen. Dabei kann ihnen nicht befohlen werden, 
ob und wie sie Dienstvergehen ahnden sollen. 

Die Erfahrung hat jedoch gezeigt, daß die disziplinären Möglichkeiten, 
die der Gesetzgeber zur Verfügung gestellt hat, zweckmäßig und aus- 
reichend sind und daß die Disziplinarvorgesetzten ihre Disziplinarge- 
walt auch bei Dienstpflichtverletzungen im Zusammenhang mit politi- 
scher Betätigung sachgerecht und angemessen handhaben. 

36. Abgeordneter Welche Erkenntnisse hat die Bundesregienmg über 
Dr.-Ing. Oldenstadt die Gründe, die die Kanadische Regierung veran- 
(CDU/CSU) lassen, 20 neue Fregatten/Zerstörer zu bauen und 

teilt die Bundesregierung die in der Nummer 9/83 
der Zeitschrift „Wehrtechnik“ geäußerte Auffas- 
sung, daß uns sowohl Sicherheitsgründe als auch 
gesamtwirtschaftliche wie arbeitsmarktpolitische 
Berlegungen zwingen müßten, ebenfalls mehr Über- 
wasserschiffe zu bauen? 

37. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Berechnungen über das 
Dr.-Ing. Oldenstadt Verhältnis zwischen den Instandhaltungs-, Betriebs- 
(CDU/CSU) und Personalkosten für die alten KÖLN-Fregatten 

auf der einen und den Kosten für den Bau und die 
Inbetriebnahme neuer Fregatten auf der anderen 
Seite anstellen lassen, und zu welchen Konsequen- 
zen ist sie dabei gekommen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 8. September 

Die kanadische Marine verfügt zur Zeit über 20 aktive Fregatten und 
Zerstörer. Bis auf vier Einheiten sind alle älter als 20 Jahre. Am 29. Juni 
1983 gab die kanadische Marine die Auftragsvergabe von sechs Fregat- 
ten bekannt, die die ältesten Einheiten ab 1988/1989 ersetzen sollen. 
Die Vorstellungen der kanadischen Marine zielen hiesigen Wissens auf 
ein Ausschlußprogramm von sechs weiteren Einheiten. Die Zahl von 
20 Neubauten ist von kanadischer offizieller Seite bisher nicht genannt 
worden. 

Der Grund für den kanadischen Fregattenneubau liegt im Alter der 
verfügbaren Kampfschiffe sowie in der Absicht, weiterhin den gebo- 
tenen Beitrag zur Geleit Sicherungskapazität der NATO zu leisten. 

Auch die Bundesregierung ist bemüht, einen angemessenen Beitrag 
der deutschen Marine zur Sicherung unserer lebenswichtigen Seever- 
bindungen zu gewährleisten. 

Es besteht kein Zweifel, daß die Ablösung der überalterten Fregatten 
der KÖLN-Klasse durch neue Fregatten eine wesentliche Verbesserung 
unseres Beitrages zur Geleit- und Gebietssicherung darstellen würde. 

Für die Beschaffung von zwei weiteren Fregatten z. B. der BREMEN- 
Klasse wären insgesamt ca. eine Milliarde DM an Investitionsmitteln 
erforderlich (zwei Fregatten = 880 Millionen DM; vier Bordhubschrau- 
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her =100 Millionen DM). Hinzu kämen noch Kosten für die Munitions- 
ausstattung. Diese Mittel hätten innerhalb des begrenzten Plankosten- 
rahmens nur durch Streichen anderer Projekte verfügbar gemacht wer- 
den können, denen die Marine im Hinblick auf Bedrohung, Verteidi- 
gungskonzept, Alter und Ausrüstung der Einheiten sowie internatio- 
naler Rüstungsvereinbarungen noch höhere Beschaffungspriorität ein- 
räumen mußte. 

Der Bimdesverteidigungsminister mißt gesamtwirtschaftlichen wie 
arbeitsmarktpolitischen Überlegungen hohe Bedeutung bei. Er muß 
Prioritäten jedoch insbesondere an den erforderlichen Fähigkeiten 
der Streitkräfte zur Auftragserfüllung orientieren. 

Der Bundesverteidigungsminister hat die mögliche Einspaning von 
Betriebskosten bei einer 1986 erfolgenden Ablösung von drei Fregat- 
ten der KÖLN-Klasse durch zwei Fregatten der BREMEN-Klasse unter- 
suchen lassen. 

Das Ergebnis ist, daß sich hierbei bis 1993 insgesamt 140 Millionen DM 
ari Betriebskosten (lebensverlängemde Maßnahmen, planmäßige In- 
standsetzung, Personalkosten) einsparen ließen. Für die Beschaffung 
einer siebten und achten Fregatte wären dagegen die vorhergenannten 
Investitionsmittel erforderlich, die in den Jahren 1984 bis 1989 ab- 
fließen müßten. Diese Mittel sind nicht verfügbar. 

Aus diesen Gründen mußte die Marine auf die Beschaffung von zwei 
weiteren Fregatten zunächst verzichten. Der gegebene Plankosten- 
rahmen erlaubt eine Beschaffung neuer Fregatten erst ab Mitte der 
90er Jahre. 


38. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung einen Widerspruch zwi- 

Schwenninger sehen der Ausbildung von Angehörigen von Streit- 

CD IE GRÜNEN) kräften aus Ländern, die sich in einem Krieg oder 

Bürgerkrieg befinden (z. B.: Indonesien: Osttimor- 
Konflikt, Iran: Krieg mit Irak, Marokko: Westsaha- 
ra-Konflikt, Philippinen: Bürgerkrieg), bei der Bun- 
deswehr und Artikel 26 Abs. 1 GG, der Handlungen 
verbietet, die geeignet sind und in der Absicht vor- 
genommen werden, das friedliche Zusammenleben 
der Völker zu stören, bzw. Artikel 87 a Abs. 1 
und 2 GG, der den Einsatz der Streitkräfte nur 
zur Verteidigung zuläßt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 9. September 

Die Ausbildung ausländischer Soldaten in der Bundeswehr liegt im 
langfristigen Interesse der Bundesregierung. 

Diese Ausbildungshilfe wird unter anderem auch deswegen in Anspruch 
genommen, weil ihre Gewährung an keine politischen Bedingungen ge- 
knüpft ist. 

Ziel der Bundesregierung ist es, das friedliche Zusammenleben der 
Völker zu fördern. 

Die Ausbildung ausländischer Soldaten wird im Sinne der Aufgaben- 
stellung der Bundeswehr durchgeführt und hat nicht den Einsatz der 
Bundeswehr gemäß Artikel 87 a Abs. 1 und 2 zum Inhalt. 


39. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Bard 
(DIE GRÜNEN) 


Kann die Bundesregierung verbindlich Zusagen, daß 
Tierversuche wie in Kanada, bei denen Stri^en- 
schädigungen durch atomare Verseuchung an Hun- 
den nach Entfernimg von Himteilen vorgenommen 
werden sollen, in der Bundesrepublik Deutschland 
nicht vorgenommen werden oder vorgenommen 
werden sollen? 


17 



Drucksache 10/395 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 15. September 

Da die Genehmigungen für Tierversuche durch die Länderbehörden 
erteilt werden, verfügt die Bundesregierung nicht über zuverlässiges 
Material, das den Umfang und die Art dieser Versuche darstellt. 

Im Bereich des Bundesverteidigungsministers werden die von Ihnen 
genannten Versuche weder durchgeführt noch sind sie geplant. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


40. Abgeordneter 
Kürschner 
(SPD) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
aus den Erkenntnissen über die Zusammenhänge 
zwischen Luftverschmutzung und Waldschäden in 
bezug auf eventuelle gesimd heit liehe Schädigimgen 
bei Mensch und Tier? 


41. Abgeordneter Sind der Bundesregierung solche Zusammenhänge 

Kirschner bekannt , und wenn ja, welche? 

(SPD) 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 9. September 

Epidemiologische Studien weisen darauf hin, daß bei stärkerer Luft- 
verschmutzung, insbesondere bei höherem Gehalt an Schwefeldioxid, 
die Atemwegerkrankungen zunehmen. 

Der Bundesregierung liegen jedoch bis jetzt keine Erkenntnisse darüber 
vor, daß von Art und Ausmaß der Luftverschmutzung, die als wesent- 
liche Ursache für die Waldschäden angesehen wird, direkte gesundheit- 
liche Schädigungen für Mensch und Tier ausgehen. Ein Bezug zwischen 
Waldschäden und Schädigungen der menschlichen Gesundheit könnte 
sich nur indirekt durch Störungen der Erholungsfunktion und der öko- 
logischen Funktion des Waldes insbesondere für Wasserhaushalt xmd 
Klima ergeben. Der wissenschaftliche Nachweis solcher Zusammen- 
hänge steht jedoch aus. Bei zunehmender Schädigung des Ökosystems 
Wald wird diesen Zusammenhängen vermehrte Aufmerksamkeit gelten 
müssen. Die Bundesregierung hat ein Aktionsprogramm zur Rettung 
des Waldes mit dem Ziel in Angriff genommen, unverzüglich alle geeig- 
neten Maßnahmen zu ergreifen, um die Ursachen der Waldschäden 
soweit wie möglich zu mindern. Insbesondere die Maßnahmen zur 
Verbesserung der Luftreinhaltung werden dem Wald wie der mensch- 
lichen Gesundheit direkt zugute kommen. 

42. Abgeordneter Wenn nein, ist die Bundesregierung bereit, durch 

Kirschner ein Forschungsprogramm, eventuell in Zusammen- 

(SPD) arbeit mit den Bundesländern, sich darüber Gewiß- 

heit zu verschaffen, welche gesundheitlichen Aus- 
wirkungen die Luftverschmutzung auf die Menschen 
hat? 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 9. September 

Die Bimdesregierung ist bemüht, diese Fragen durch weitere Forschung 
abzuklären. 

Mehrere Forschungseinrichtungen, von denen hier — ohne Anspruch auf 
Vollständigkeit — das Institut für Wasser-, Boden- und Lufthygiene des 
Bundesgesimdheitsamtes, das Deutsche Krebsforschungszentrum, das 
Medizinische Institut für Umwelthygiene in Düsseldorf, das Institut für 
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Toxikologie und Aerosolforschung der Fraunhofer-Gesellschaft und die 
Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung (GSF) genannt werden, 
befassen sich bereits seit längerer Zeit mit der Wirkung von Luftschad- 
stoffen auf den Menschen. Ein Schwerpunkt gilt dabei der Untersu- 
chung des Vorkommens krebserregender Luftschad Stoffe, der persisten- 
ten Stoffe imd der Schwermetalle. 

Für die Weiterentwicklung von Untersuchungsmethoden zur Aufdek- 
kung des Zusammenhanges von Luftverschmutzung und Gesundheits- 
schäden müssen die Anstrengungen auch im Rahmen der internationa- 
len wissenschaftlichen Zusammenarbeit verstärkt werden. Dafür setzt 
sich die Bundesregierung ebenfalls ein. 

43. Abgeordnete 
Frau 

Steinhauer 
(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 9. September 

Nach § 8 Abs. 2 des geltenden Krankenpflegegesetzes vom 15. Juli 
1957 (BGBl. I S. 716) in der Fassung der Bekannt machimg vom 
20. September 1965 (BGBl. I S. 1443) müssen Bewerberinnen um die 
Zulassung zum Besuch der Krankenpflege- oder Kinderkrankenpflege- 
schule zusätzlich zu den in § 8 Abs. 1 genannten Voraussetzungen eine 
halbjährige hauswirtschaftliche Tätigkeit in eigener oder fremder Fami- 
lie, in einer geeigneten Anstalt oder einer hauswirtschaftlichen Schule 
abgeleistet haben. Die hauswirtschaftliche Tätigkeit braucht nicht ab- 
geleistet zu werden von Bewerberinnen, die eine Pflege- oder Schwestern- 
vorschule besucht haben, eine hauswirtschaftliche Lehre mit Erfolg ab- 
geschlossen haben, eine Erlaubnis nach § 14 a Abs. 1 (Krankenpflege- 
helferin) besitzen oder das freiwillige soziale Jahr nach dem Gesetz zur 
Förderung eines freiwilligen sozialen Jahres vom 17. August 1964 
(BGBl. I S. 640) abgeleistet haben. 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit als der für 
die Regelung der Zulassung zu den Heilberufen (Artikel 74 Nr. 19 
des Grundgesetzes) zuständige Fachminister vertritt seit Jahren vor- 
behaltlich der Entscheidung der Gerichte die Auffassxmg, daß die Vor- 
schrift des § 8 Abs. 2 wegen der einseitigen Belastung der weiblichen 
Bewerber mit einem zusätzlichen Zulassungserfordemis vor allem mit 
dem Gleichheit sgrxmd Satz des Artikels 3 des Grundgesetzes nicht ver- 
einbar ist. Die verfassungsrechtlichen Bedenken des Bund es minist ers 
für Jugend, Famüie und Gesundheit sind den Ländern, die für die 
Durchführung des Krankenpflegegesetzes zuständig sind, bekannt. 

Die genannte Vorschrift wird nach den dem Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit vorliegenden Informationen in den einzelnen 
Ländern unterschiedlich gehandhabt. Soweit die Vorschrift noch an- 
gewendet wird, handelt es sich zumeist um Fälle, in denen die Bewer- 
berinnen die hauswirtschaftliche Tätigkeit in der eigenen Familie ab- 
leisten xmd dies durch eine Bescheinigung der Eltern leicht nachweiseh. 

Gerade die Problemlosigkeit des Nachweises ist nach dem Eindruck des 
Bundesministers für Jugend, Familie und Gesundheit auch der Grund 
dafür, daß Klagen aus Kreisen von Berufsbewerberinnen hinsichtlich 
einer Anwendung der betreffenden Vorschrift oder daß einschlägige 
Gerichtsentscheidungen dem Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit bisher nicht bekanntgeworden sind. 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Mädchen, die 
den Beruf einer Krankenschwester oder Kranken- 
pflegehelferin erlernen wollen, eine halbjährige haus- 
wirtschaftliche Tätigkeit nachweisen müssen, wäh- 
rend diese Zugangsvoraussetzung weder für Kran- 
kenpfleger noch für Krankenpflegehelfer gefordert 
wird? 


44. Abgeordnete 
Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung diese geschlechtsspezifi- 
schen Ausbildungsvoraussetzimgen mit den Vor- 
schriften des arbeitsrechtlichen EG-Anpassungsge- 
setzes für vereinbar, und wird sie gegebenenfalls 
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gesetzgeberische Maßnahmen vorschlagen, um die 
Zugangsvoraussetzungen in den pflegerischen Be- 
rufen zu vereinheitlichen? 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 9. September 

Die Bundesregierung hatte unter anderem aus den unter Frage 43 dar- 
gelegten Gründen bereits in dem Regierungsentwurf eines Gesetzes über 
die Berufe in der Krankenpflege und den Beruf der Hebamme und des 
Entbindungspflegers aus der 8. Legislaturperiode (Drucksache 8/2471) 
von dem § 8 Abs. 2 und § 14 e des derzeitigen Krankenpflegegesetzes 
entsprechenden Vorschriften abgesehen, ebenso auch in dem folgenden 
Regierungsentwurf eines Gesetzes über die Berufe in der Krankenpflege 
aus der 9 . Legislaturperiode (Drucksache 9/1922). 

In dem im Juli dieses Jahres überarbeiteten Entwurf eines Gesetzes über 
die Berufe in der Krankenpflege wird ebenfalls auf diese Vorschriften 
verzichtet. Der Gesetzentwurf soll noch im Herbst dieses Jahres dem 
Kabinett zur Beschlußfassung vorgelegt werden. Mit diesem Gesetz- 
entwurf wird gleichzeitig auch den Anforderungen des Gesetzes über 
die Gleichbehandlung von Mann und Frau am Arbeitsplatz und über 
die Erhaltimg von Ansprüchen bei Betriebsübergang (Arbeitsrechtliches 
EG-Anpassungsgesetz) vom 13. August 1980 (BGBl. I S. 1308) hinsicht- 
lich der Vermeidung geschlechtsspezifischer Ungleichbehandlung Rech- 
nung getragen. 


45 . Abgeordneter 
Schröder 
(Hannover) 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Kindertee- 
hersteller auf den Verpackungen neuerer Instant- 
tees für den Verbraucher den Hinweis geben: 
„ohne Zuckerzusatz hergestellt“; derart ausge- 
wiesene Produkte aber dennoch verschiedene Zuk- 
ker, wie Traubenzucker, Fruchtzucker, Malzzucker 
oder Milchzucker im Granulat enthalten, und wel- 
che Folgerungen zieht sie gegebenenfalls daraus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 14. September 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß einige Hersteller von Kinder- 
fertigtees die Produkte, die anstelle der üblicherweise als Zucker be- 
zeichneten Saccharose andere Zuckerarten enthalten, mit Hinweisen 
wie „ohne Zuckerzusatz hergestellt“ versehen. 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit hat den 
Bundesverband der diätetischen Lebensmittelindustrie e. V. deshalb 
aufgefordert, seine Mitglieder zu veranlassen, auf diese Hinweise zu 
verzichten. Eine Herstellerfirma hat sich zwischenzeitlich in einem 
Schreiben an den Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit 
bereit erklärt, diese Hinweise künftig nicht mehr zu verwenden. 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit wird sich 
dafür einsetzen, daß die anderen betroffenen Herstellerfirmen, auch 
die, die nicht dem Verband angehören, diesem Beispiel folgen. 


46. Abgeordneter 
Schröder 
(Hannover) 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung weiter bekannt, daß das 
deutsche Zuckergesetz in seiner Begriffsbestimmung 
nur Rüben-, Rohrzucker und Melasse erfaßt, andere 
Zuckerarten, die aber ebenso Zahnkaries hervorru- 
fen können, bisher darin unerwähnt geblieben sind, 
und wie steht die Bundesregierung zu der Meinung 
von Professor Walter Zipfel, Bundesrichter a. D., 
wonach das Zuckergesetz dahin gehend ergänzt 
werden müßte, ,,was Verbraucher unter Zucker 
verstehen“? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 14. September 

Das Zuckergesetz vom 5. Januar 1951, zuletzt geändert durch Arti- 
kel 96 Nr. 25 des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung (BGBl. 
1976 I S. 3341), hat keine lebensmittelrechtliche Bedeutung. Es 
hatte zum Ziel, die Bewirtschaftungsvorschriften der Nachkriegszeit 
abzulösen und eine neue Rechtsgrundlage zur Ordnung von Produktion, 
Preisen sowie der Einfuhr und Ausfuhr auf dem Zuckersektor zu schaf- 
fen. Das Gesetz hat nur noch im innerdeutschen Handel uneinge- 
schränkte Bedeutung. 

Im übrigen ist es weitgehend durch EG-Recht überlagert und wird in- 
soweit nicht mehr angewandt. Eine Ergänzung der Begriffsbestimmung 
des Zuckergesetzes ist daher gegenwärtig weder aus Marktordnungs- 
gründen noch aus lebensmittelrechtÜchen Erwägungen erforderlich. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


47. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Zahlen der Unfälle 

Milz von Schülern im Straßenverkehr im Bericht des 

(CDU/CSU) Bundesverbandes der Unfallversicherungsträger be- 

kannt, die von 1981 auf 1982 eine steigende Ten- 
denz aufweisen, und welche Maßnahmen werden 
auf Grund dessen im Verantwortungsbereich der 
Bundesregierung zur Verkehrssicherung getroffen 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 9. September 

Die in der Pressemeldung des Bundesverbandes der Unfallversicherungs- 
träger der öffentlichen Hand (BAGUV) vom August 1983 veröffentlich- 
ten Vergleichzahlen von 1981 und 1982 sind der Bundesregierung 
bekannt. 

Obwohl die Zahl der Unfälle, die zu Entschädigungsleistungen führten, 
um 60 oder 3,8 v. H. abgenommen hat, waren 10 oder 6,3 v. H. mehr 
Todesfälle zu beklagen. Die Zahl der angezeigten Schulwegunfälle, die 
folgenlos blieben, stieg um 322 oder 0,3 v. H. 

Trotz dieses relativ geringen, aber immer noch beklagenswerten An- 
stieges der Schulwegunfälle wird die Bundesregierung auch in Zukunft 
im Rahmen ihrer allerdings begrenzten Zuständigkeit alles tun, um 
diese Tendenz umzukehren. 

So wird der Bundesverkehrsminister auch in Zukunft die Straßenver- 
kehrsordnung und die anderen, den Straßenverkehr regelnden Gesetze 
fortlaufend daraufhin überprüfen, ob sich durch Änderungen von Vor- 
schriften ein höheres Maß an Sicherheit für die Kinder erreichen läßt. 
Das gemeinsame Schulwegsicherungsprogramm der Bundesländer und 
des Bundesverkehrsministers ist nunmehr Bestandteil des übergreifen- 
den Programms „Kind und Verkehr“ des Deutschen Verkehrssicher- 
heitsrates geworden. Die Finanzierung dieses Programmes wird auch in 
Zukunft durch den Bundesverkehrsminister gesichert. 

Der vorschulischen und schulischen Verkehrserziehung kommt im 
Rahmen der Verkehrssicherheit besondere Bedeutung zu. Der Bundes- 
verkehrsminister fördert vielfältige Unt erricht smodelle und -medien 
für den Verkehrsunterricht und trägt mit erheblichen finanziellen Zu- 
schüssen zur Weiterbildung von Erziehern und Lehrern bei. Um eine 
mögüchst einheitliche überregionale Durchführung des Verkehrsunter- 
richts auf qualitativ hohem Stand zu unterstützen, wird der Bundes- 
verkehrsminister diese Förderung auch zukünftig fortsetzen. 
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Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß bei- 
spielsweise durch den verstärkten Ausbau von Orts- 
umgehungen und Autobahnen zur Entlastung des 
innerstädtischen Durchgangsverkehrs eine Verkehrs- 
beruhigung in den bewohnten Gebieten erreicht 
wird, die auch zu einer erheblichen Senkung von 
Schülerunfällen beitragen könnte? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 9. September 

Ortsumgehungen und ortsnahe Autobahnen bewirken stets die Ent- 
lastung einer Ortschaft vom Durchgangsverkehr und führen zu einer 
allgemeinen Beruhigung des Verkehrs im Bereich der Ortsdurchfahrt. 
Nach den Erkenntnissen aus der Unfallstatistik und der Unfallfor- 
schung ist in diesen Fällen insgesamt mit einer erheblichen Verbesse- 
rung der Straßenverkehrssicherheit zu rechnen. Diese Tendenz gilt 
auch für die Unfälle von Schülern, wobei jedoch die örtliche Situation 
von besonderem Einfluß ist. 


48. Abgeordneter 
MUz 

(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter Welche Auswirkungen auf die Anbindung der ge- 

Dr. Steger planten Bundesautobahn A 3 1 an die Bundesäuto- 

(SPD) bahn A 2 bei Bottrop wird der von einer betroffe- 

nen Grundstücksbesitzerin erwirkte Baustopp beim 
Verwaltungsgericht Gelsenkirchen haben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 13. September 

Das Verwaltungsgericht Gelsenkirchen hat mit Beschluß vom 19. Mai 
1983 den Antrag der betroffenen Grundstückseigentümerin auf Wieder- 
herstellung der aufschieb enden Wirkung der Klage abgelehnt; davon 
ist jedoch der Bau der südlichen Verteilerfahrbahn im Bereich des 
Grundstückes der Antragstellerin ausgenommen. 

Die Bauarbeiten laufen, soweit die sofortige Vollziehung des Planfest- 
stellungsbeschlusses nicht aufgehoben ist; soweit die Vollaehung auf- 
gehoben wurde, sind die Arbeiten zurückgestellt. Seitens der Straßen- 
bauverwaltung wird daher nicht zwingend mit Verzögerungen gerech- 
net, da die Bauarbeiten auf der Nordseite der A 2 vorgezogen und im 
Bereich des sechsstreifigen Ausbaues der Hauptfahrb ahnen weiterge- 
führt werden können. 

Gegen den Beschluß des Verwaltungsgerichts Gelsenkirchen haben die 
Antragstellerin sowie die Planfeststellungsbehörde beim Ministerium 
für Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr des Landes Nordrhein-West- 
falen Beschwerde eingelegt; die Entscheidung durch das Oberverwal- 
tungsgericht Münster bleibt abzuwarten. 


50. Abgeordneter 
Gerstl 
(Passau) 
(SPD) 


Hat die Deutsche Bundesbahn oder haben ihre 
Wohnbaugenossenschaften weitere Veräußerungen 
von Mietwohnungen, außer denen in Regensburg, 
eingeleitet, oder bestehen irgendwelche Pläne dieser 
Art für die nächsten Jahre, und gegebenenfalls wo? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 9. September 


Gegen die Veräußerung der dauernd entbehrlichen DB-eigenen Woh- 
nungen durch die Deutsche Bundesbahn (DB) und ihre Wohnungs- 
gesellschaften bestehen seitens der Bundesregierung vom Grundsatz 
her keine Einwendungen. Nach § 28 des Bundesbahngesetzes hat der 
Vorstand der DB das Unternehmen DB nach kaufmännischen Grund- 
sätzen zu führen, insbesondere bei der heutigen angespannten Finanz- 
und Liquiditätslage der DB, die mittelbar auch auf den Bundeshaus- 
halt einwirkt. In Verbindung mit § 63 Abs. 3 Satz 1 der Bundeshaus- 
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haltsordnung dürfen Gegenstände des Anlagevermögens nur zum vollen 
Wert, das heißt, zu dem sich am Immobilienmarkt aus Angebot und 
Nachfrage bildenden Verkehrswert, veräußert werden. 

Dementsprechend veräußert die DB Wohngrundstücke, die auf Dauer 
für die Unterbringung ihrer Mitarbeiter nicht mehr benötigt werden. 
In der Vergangenheit sind hierbei für die Mieter keine Härtefälle ein- 
getreten. Dies insbesondere deshalb nicht, weil die DB die betroffenen 
Mieter, sofern sie den auch bei Eigentumsübertragung weiterhin beste- 
henden Mieterschutz nicht für ausreichend halten, in andere Wohnun- 
gen im Eigentum oder Belegungsrecht der DB umsetzt. 

Diese generelle Handhabung gilt für den Gesamtwöhnungsbestand der 
DB, so daß eine Festlegimg von Wohnobjekten, die im Verlauf eines 
bestimmten Zeitraumes an vorgegebenen Orten veräußert werden sol- 
len, nicht möglich ist. 

Auch die Bundesbahn-Wohnungsgesellschaften sind angehalten, Woh- 
nimgen, die für Mitarbeiter der DB nicht benötigt werden, zu verkaufen, 
wobei die DB allerdings aus der Veräußerung keinen unmittelbaren 
finanziellen Nutzen zieht. 

Die Eisenbahner-Wohnungsbaugenossenschaften handeln bezüglich des 
Verkaufs von Wohnungen nach eigenem Ermessen. 

5 1 . Abgeordneter Zu welchen Bedingungen werden gegebenenfalls die 
Gerstl derzeitigen Mieter am Ankauf beteiligt? 

(Passau) 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 9. September 

Da Grundstücke der Deutschen Bundesbahn (DB) und DB-Häuser 
gemäß § 28 des Bimdesbahngesetzes in Verbindung mit § 63 Abs. 3 
Satz 1 der Bundeshaushaltsordnung nur zum Verkehrswert veräußert 
werden dürfen, können den derzeitigen Mietern Sonderkonditionen 
nicht eingeräumt werden. Die DB räumt diesen Mietern jedoch ein, 
in das Höchstangebot einzutreten. 


52. Abgeordneter 
Fischer 
(Hamburg) 
(CDU/CSU) 


Wie hat sich der Kostendeckungsgrad für den Bus- 
verkehr der Deutschen Bundesbahn in jüngster Zeit 
entwickelt, und worin liegen gegebenenfalls die 
Ursachen für die deutlich negative Tendenz? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 13. September 


Die wirtschaftliche Entwicklung des Bahnbusverkehrs verlief in den 
Jahren 1977 bis 1982 wie folgt; 



Kostendeckungsgrad 

1977 

109,6 v.H. 

1978 

109,7 v.H. 

1979 

104,4 v.H. 

1980 

105,6 v.H. 

1981 

103,8 v.H. 


Mitte des Jahres 1982 wurde der Unternehmensbereich Bahnbus (UBB) 
eingeführt. Das Wirtschaftsergebnis des UBB für das Jahr 1982 mit Ab- 
schreibungen vom Erstellungswert (gegenüber Wiederbeschaffungswert) 
und Effektivzinsen (gegenüber kalkulatorischen Zinsen) weist einen 
Kostendeckungsgrad von 105,6 v. H. aus. 

Bei Betrachtung des Kostendeckungsgrades sind folgende Fakten zu 
berücksichtigen : 

— Die Gasölbetnebsb eihilf e wurde von 1981 an stufenweise reduziert; 
sie fiel zum 30. Juni 1983 völlig weg. Noch im Jahre 1980 konnte 
hiermit der Linien verkehr um 19,8 Millionen DM entlastet werden. 
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— Die Verkehrsnachfrage blieb in den Jahren 1977 bis 1980 relativ 
stabil, schwächte aber dann merklich ab. 

— Die Kosten sind in den Jahren 1977 bis 1981 um 24,4 v. H. gestie- 

gen, die Erlöse aber nur um 18,1 v. H. Kostensteigernd wirkte sich 
insbesondere die überproportionale Erhöhung der Treib st off preise 
aus. ^ 


53. Abgeordneter 
Fischer 
(Hamburg) 
(CDU/CSU) 


Ist die Einführung einer Autobahngebühr, die durch 
Jahres- und Monatsplaketten erhoben wird, nach 
Auffassung der Bundesregierung möglich und sinn- 
voll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 13. September 

Die Erhebung von Autobahngebühren in verschiedenen europäischen 
Ländern ist nach Auffassung der Bundesregienmg nicht geeignet, die 
Bemühungen zur Harmonisierung des europäischen Verkehrsmarktes 
zu erleichtern. Es erscheint zweckmäßiger, eine international abge- 
stimmte Regelung zum Abbau von Hemmnissen anzustreben, um da- 
mit weitere internationale Alleingänge zur Gebührenerhebung zu ver- 
meiden. Die Bundesregierung wird ihre internationalen Bemühungen 
in dieser Frage fortsetzen, dabei aber zugleich deutlich machen, daß 
wir bei einem Scheitern nicht auf Dauer das einzige große Transitland 
Europas sein können, in dem Entgelt freiheit auf Autobahnen besteht. 

Im übrigen wäre die Einführung einer Autobahngebühr nach den gel- 
tenden Vorschriften der Europäischen Gemeinschaft nur generell, 
das heißt, für deutsche und ausländische Autofahrer gleichermaßen, 
möglich. Dies gilt unabhängig von der Art der Erhebung. 

Eine Gebührenpflicht für Autobahnen hätte unter anderem zur Folge, 
daß viele Autofahrer auf Bundes-, Landes- oder Kreisstraßen auswei- 
chen würden. Diese aber sind, insbesondere in den Ballungsräumen, 
schon heute vielfach stark belastet. 

Bei einem Plakettenverfahren wäre folgendes zu bedenken: 

- Die Herstellung, Verteilung und Abrechnung der Plaketten würde 
erhebliche Verwaltungskosten verursachen. 

- Für die Kontrolle der Plaketten miüite besonderes KontroUperso- 
nal eingestellt werden, da die Länder nicht bereit sind, ihren Poli- 
zeibeamten diese Aufgabe zusätzlich zu übertragen. 

- Ein Verkauf der Plaketten an Ausländer bei der Einreise ist deshalb 
problematisch, weil an Grenzübergängen, die nicht an der Bimdes- 
autobahn liegen, der Erwerb der Plaketten nicht verlangt werden 
könnte. Ob ein solcher einreisender Ausländer später die Autobah- 
nen dann doch benutzen würde, könnte kaum kontrolliert werden. 


54. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die Pressemeldung be- 
Gobrecht stätigen, daß sich der Bundesverkehrsminister nach 

(SPD) einem Besuch des Luftfahrtbundesamtes in Braun- 

schweig für eine Verringerung der Steuern auf Flug- 
benzin ausgesprochen hat? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 13. September 

Die Bundesregierung kann Pressemeldungen, nach denen sich der Bun- 
desverkehrsminister für eine Verringerung der Steuern auf Flugbenzin 
ausgesprochen haben soll, nicht bestätigen. Der Bundesverkehrsminister 
hat in jüngsten Äußerungen lediglich angeregt, auf Grund der bisheri- 
gen Erfahrungen mit der Einführung der Mineralölsteuer für die Luft- 
fahrt und den dadurch verursachten Folge Wirkungen eine Überprüfung 
der seinerzeitigen Entscheidung für den Wegfall der Mineralölsteuer- 
befreiung für die Luftfahrt vorzunehmen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 

Ist es richtig, daß der Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen beabsichtigt, das mittelfristige 
Hochbauprogramm der Oberpostdirektion München 
erheblich zu reduzieren, und wie schätzt er die Not- 
wendigkeit des Baus zentraler Briefämter an der 
Seidelstraße in München ein? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 14. September 

Das mittelfristige Hochbauprogramm der Oberpostdirektion München 
wird -* wie im übrigen das Hochbauprogramm der Deutschen Bxmdes- 
post bundesweit — einer Überprüfung dahin gehend imterzogen, ob die 
durch die geplanten Maßnahmen weitergeführten Zentralisierungen 
von Betriebs- und Verwaltxmgseinheiten mit dem Untemehmenskon- 
zept übereinstimmen. Bei dieser Untersuchung wird auch die wirtschaft- 
liche Situation des Postwesens mit einbezogen. 

Ein Projekt, dem aus betrieblicher imd wirtschaftlicher Sicht eine be- 
sondere Bedeutung und Dringlichkeit zukommt, ist das Vorhaben 

„Zentrale Briefämter in München an der Arnulf-, Seidl-, Mars- imd 
Hopfenstraße“. 

Wie schätzt der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen in diesem Zusammenhang die Not- 
wendigkeit des Baus des Postsparkassenamtes 
München und der Fernmeldeschule München ein? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 14. September 

Die Notwendigkeit, für die Dienststellen des Postsparkassenamtes 
München eine neue Unterbringungsmöglichkeit zu schaffen, ist bereits 
anerkannt worden. An dieser Entscheidung hat sich bis heute nichts 
geändert, so daß dieses Großvorhaben an der Mittererstraße in Mün- 
chen realisiert werden wird. 

Was den in der Planimg befindlichen Neubau der Fernmeldeschule der 
Oberpostdirektion München anbelangt, so wird das Projekt wegen der 
in den nächsten Jahren zu erwartenden sehr starken Veränderung des 
notwendigen Raumbedarfs zur Vermeidung von Fehlinvestitionen über- 
prüft und dann im entsprechenden Umfang realisiert. 

57. Abgeordneter In welchem Verhältnis stehen die Kürzungen beim 

Dr. Glotz Hochbauprogramm zu den zusätzlichen Ausgaben 

(SPD) der Deutschen Bimdespost im Bereich der Ver- 

kabelung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 14. September 

Es besteht kein Zusammenhang zwischen dem Volumen des Hochbau- 
programms und den notwendigen Ausgaben der Deutschen Bundespost 
im Bereich der Verkabelung. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

58. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung besondere Probleme 

Dr.-Ing. Kansy wohnungswirtschaftlicher oder verfassunsrecht- 

(CDU/CSU) lieber Art, um die erbetene Unterstützimg zur 

Durchführung für das vom Rat der Stadt München 
vorgeschlagene Fördermodell für sozialschwache 
Mieter zu gewähren? 


56. Abgeordneter 
Dr. Glotz 
(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 7. September 

Die Bundesregierung wertet das Münchner Fördermodell als eine hilf- 
reiche Möglichkeit, bei der angespannten Wohnungsmarktlage in Mün- 
chen sozialschwachen Haushalten die Anmietung freifinanzierten Wohn- 
raumes zu erleichtern. Von dieser kommunalen Intitative können we- 
senthche Erkenntnisse zur Fortentwicklung der Wohnungspolitik erwar- 
tet werden. 

Nach den vorliegenden Informationen beabsichtigt die Landeshaupt- 
stadt München, ihr Fördermodell aus städtischen Mitteln zu finanzieren. 
Sie will dafür einen Teil ihrer bisher zur Mitfinanzierung des sozialen 
Wohnungsbaues bereitgestellten Eigenmittel verwenden und erwartet 
zum Ausgleich dieser Umschichtung erhöhte Zuweisungen für den 
sozialen Wohnungsbau. Soweit der Freistaat Bayern hierzu bereit sein 
sollte, bestehen dagegen keine verfassungsrechtlichen Bedenken. Einer 
Erhöhung der Bundesfinanzhilfen an den Freistaat Bayern für den sozia- 
len Wohnungsbau in München stünde entgegen, daß diese nach einem 
einheithchen, mit allen Ländern vereinbarten Schlüssel verteilt werden 
müssen. 

Die Bundesregierung prüft gegenwärtig gemäß einer Empfehlung des 
Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau des Deutschen 
Bundestages, ob bei der nächsten Wohngeldnovelle eine Differenzierung 
der Miethöchstbeträge in Annäherung an die tatsächlich bestehenden 
regionalen Unterschiede im Mietenniveau vorgeschlagen und die heutige 
Orientierung an den Gemeindegrößenklassen dadurch ersetzt werden 
kann. Damit soll Orten mit hohen Mieten, wie z. B. München, besser 
geholfen werden. 


59. Abgeordneter Was ist unter der „Fortentwicklung des Wohmmgs- 
Sauennilch gemeinnützigkeitsrechts“ zu verstehen, die der Bun- 

(DIE GRÜNEN) deswohnungsbauminister verschied ent hch erwähnt 
hat? 


60. Abgeordneter Ist es richtig, daß darunter der Wegfall der Steuer- 
Sauermilch Präferenzen für die gemeinnützigen Wohnungsun- 

(DIE GRÜNEN) ternehmen in einer Höhe von ca. 500 Millionen DM 
zu verstehen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 9. September 

Das Gesetz über die Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen — Wohnungs- 
gemeinnützigkeitsgesetz - ist im Jahre 1940 erlassen worden. Es wird 
in seiner derzeitigen Fassung nicht mehr in allen Punkten der Entwick- 
limg gerecht, die sich in der Zwischenzeit im Wohnungswesen vollzogen 
hat. Bund und Länder haben daher eine Kommission eingerichtet, die 
die Aufgabe hat, die- bisherigen Vorschläge zur Änderung des Woh- 
nungsgemeinnützigkeitsrechts zu überprüfen. Daneben hat die Bundes- 
regierung den Bundesfinanzminister beauftragt, zusammen mit dem 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau zu prüfen, 
ob die für die gemeinnützigen Wohnungsuntemehmen geltenden steuer- 
rechthchen Regelungen beizubehalten sind. Beide Kommissionen haben 
ihre Beratungen noch nicht abgeschlossen. Sobald die Ergebnisse vor- 
liegen wird zu entscheiden sein, in welchem Umfange das Wohnungs- 
gemeinnützigkeitsgesetz geändert werden soll. Dabei stellt sich auch 
die Frage, ob und gegebenenfalls in welchem Umfange die Steuerprä- 
ferenzen für die gemeinnützigen Wohnungsuntemehmen beizubehalten 
sind. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 

61. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Amerika 

Menzel Versuche unternommen werden, Steinkohle mit 

(SPD) Hilfe von Ultraschall zu entschwefeln, imd gedenkt 

die Bundesregierung, solche Versuche in der Bundes- 
republik Deutschland zu fördern? 

Antwort des Bundesministers Dr. Riesenhuber 
vom 12. September 

Es ist bekannt, daß in den Vereinigten Staaten Experimente zur Ent- 
schwefelung von Steinkohle mit Hilfe von Ultraschall durchgeführt 
werden. Die Untersuchungen erfolgen im Labormaßstab, und es er- 
scheint fraglich, ob imd inwieweit dieses Verfahren in naher Zukunft 
zur Anwend imgsreife kommen wird. 

Entwicklungstendenzen auf diesem Gebiet werden aufmerksam ver- 
folgt. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt liegt dem Bundesministerium für 
Forschung und Technologie allerdings kein Antrag zur Förderung 
dieses speziellen Verfahrens vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Biidung und Wissenschaft 

62. Abgeordneter Wie lauten die zuletzt verfügbaren Daten und Trend- 
Neuhausen meldungen zur Ausbildungsstellensituation, und wel- 

(FDP) che quantifizierte Zwischenbewertung der Gesamt- 

situation läßt sich nach Auffassung der Bundesregie-, 
rung hieraus ab leiten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 12. September 

Entscheidend für die Ausbildimgsplatzbilanz 1983 sind die Zahl der 
neu abgeschlossenen Ausbildungs Verträge sowie die Zahlen der nicht 
vermittelten Bewerber bzw. der unbesetzten Ausbildungsstellen zum 
Stichtag 30. September 1983. 

Zur Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildimgsverträge liegen bisher 
folgende Trendmeldungen der Kammerorganisationen und Wirtschafts- 
verbände vor: 

Der Deutsche Industrie- und Handelstag (DIHT) hat Ende Juli 1983 
einen Zuwachs von ca. 8 v. H. gegenüber dem Vorjahr ermittelt; auf 
Gnmd einer vorläufigen Auswertung wird zum Stichtag 31. August 
1983 mit einem ähnlichen Ergebnis gerechnet. Der DIHT geht zwar 
davon aus, daß sich der Zuwachs von 8 v. H. noch etwas reduzieren 
wird, erwartet aber zum 30. September 1983 insgesamt ein Plus von 
6 V. H. 

Die Vertreter des Handwerks haben wiederholt erklärt, daß sie in 
ihrem Bereich mindestens mit einer Steigerung der Zahl der neu ab- 
geschlossenen Verträge um ca. 10 000 (= 4,3 v. H.) gegenüber 1982 
rechnen. 

Aus den Bereichen Landwirtschaft, öffentlicher Dienst und der Freien 
Berufe liegen ähnliche Angaben noch nicht vor. Auch in diesen Berei- 
chen wild aber eine Zunahme für möglich gehalten. 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat in einer Sonderauswertung ermittelt, 
daß zum Stichtag 31. August 1983 96 818 Bewerber noch nicht ver- 
mittelt waren. Diese Zahl zeigt einerseits, daß die Vermittlungsbemü- 
hungen unvermindert fortgesetzt werden müssen. Andererseits zeigt 
diese Zahl aber auch, daß die vielfältigen Mobüisienmgsaktionen zur 
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Verbesserung der Ausbildungsplatzsituation nicht wirkungslos geblie- 
ben sind. Immerhin ist die Zahl der unvermittelten Bewerber, die Ende 
Juli 1983 noch 175 187 betrug, im Monat August 1983 um fast 80 000 
zurückgegangen. 

Die Zahl der offenen Ausbildimgsstellen betrug Ende August 1983 
27 123; Ende Juli 1983 waren es 36 894. Der Rückgang an gemelde- 
ten Stellen war also mit ca. 10 000 relativ gering. 

Wegen der hohen Zahl von unvermittelten Bewerbern ist die Situation 
auf dem Ausbildungsstellenmarkt trotz aller Anstrengungen der aus- 
bildenden Wirtschaft noch nicht zufriedenstellend. Insbesondere für 
Mädchen ist die Lage noch sehr angespannt (ca. zweidrittel der unver- 
sorgten Bewerber sind Mädchen), Es wird nun darauf ankommen, daß 
sich der im Monat August 1983 beobachtete starke Rückgang der 
nicht vermittelten Bewerber im September 1983 weiter fortsetzt. 

Wie hat sich die Zahl der Lehrstellenbewerber mit 
Hochschul- und Fachhochschulberechtigung - abso- 
lut und prozentual — gegenüber den Vorjahren und 
der Vorausberechnimg des Berufsbildungsberichts 
1983 verändert, und gibt es Anzeichen dafür, daß 
der Ausbildungsstellenmarkt auch dadurch zusätz- 
lich belastet wird, weil auch der Übergang junger 
Menschen in die verschiedenen beruflichen Voll- 
zeitschulen überproportional nachgelassen hat? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 12. September 

Die Zahl der bei den Arbeitsämtern gemeldeten Lehrstellenbewerber 
mit Hochschul- bzw. Fachhochschulberechtigung betrug zum Stichtag 
31. Juli 1983 insgesamt 54 886 und war damit um 20 267 (= 58,6 v. H.) 
höher als zum gleichen Zeitpunkt des Vorjahres (34 601). Gegenüber 
den Jahren 1981 bzw. 1980 beträgt die Zimahme der studienberech- 
tigten Ausbildungsplatzbewerber 30 554 (= 125,7 v. H.) bzw. 32 260 
(= 142,7 V. H.). 

Der Berufsbildungsbericht 1983 geht von ca. 35 000 Bewerbern mit 
Fachhochschul-/Hochschulreife aus; die Zahl der bei den Arbeits- 
ämtern gemeldeten Bewerber ist also bereits jetzt um ca. 20 000 größer. 

Anzeichen dafür, daß der Übergang junger Menschen in die verschiede- 
nen beruflichen Vollzeitschulen überproportional nachgelassen hat, 
gibt es bisher nicht. Allerdings hat das Interesse der Jugendlichen an 
einer dualen Berufsausbildung offensichtlich allgemein zugenommen. 
So ist beispielsweise zu beobachten, daß verstärkt auch Absolventen 
beruf squaüfizierend er Schulen nach dem Schulabschluß noch eine 
Lehre beginnen. 


63. Abgeordneter 
Neuhausen 
(FDP) 


64. Abgeordneter Wie viele Forschungsprogramme der Bundesregie- 
Dr.-Ing. Laermann rung gibt es derzeit? 

(FDP) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 14. September 

Die meisten Bundesministerien betreiben ausschließlich Ressortfor- 
schung, die der politischen Entscheidimgshilfe bei den verschieden- 
sten Fragest ellimgen dient. Eine schriftliche Darstellung in Program- 
men ist daher oftmals nicht möglich oder erübrigt sich wegen des 
geringen Umfanges. 

Einige Ressorts mit größeren F+E- Ausgaben fassen ihre Forschungs- 
aktivitäten nach Schwerpunkten oder Programmen zusammen, die 
zum Teil ressort üb ergreifend sind. Etwa 30 dieser Maßnahmen können 
als Forschungsprogramme bezeichnet werden. Große Programme be- 
stehen in der Regel aus mehreren Teilprogrammen (z. B. Programm 
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„Energieforschung und -technologie“) und können ein Fördervolu- 
men von mehreren 100 Millionen DM umfassen, während kleine Pro- 
gramme mancher Ressorts nur wenige FuE-Projekte enthalten und 
nur zu geringen Ausgaben führen. Zudem werden FuE-Aktivitäten 
auch außerhalb von Programmen, z. B. durch Investitionszulagen, 
als Einzeprojekte oder institutionell gefördert. 

Insgesamt ist also festzuhalten, daß die Anzahl der Programme allein 
nur wenig über die FuE-Bemühungen der Bundesregierung aussagt. 

Eine vollständige Übersicht über die Schwerpunkte der FuE-Förderung 
des Bundes enthält der in regelmäßigen Abständen veröffentlichte Fak- 
tenbericht zum Bundesbericht Forschung, der auch die relative Bedeu- 
tung der einzelnen Bereiche und deren zeitliche Entwicklung darstellt. 
Der Bundesbericht Forschung VII mit aktuellen Aussagen wird zur 
Zeit erstellt und von der Bundesregierung 1984 vorgelegt werden. 


65. Abgeordneter Strebt die Bundesregierung eine zahlenmäßige 
Dr.-Ing. Laermann Straffung bei den Forschungsprogrammen an, 
(FDP) und welche der Programme sollen zukünftig nicht 

mehr fortgeschrieben werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 14. September 

Die Bundesregierung ist bemüht, im Rahmen der Neuorientierung 
ihrer Forschungspolitik eine thematische und zahlenmäßige Straffung 
der Forschungsprogramme herbeizuführen. Dabei wird derzeit geprüft, 

— welche Programme in Zukunft entfallen können (z. B. werden die 
Sonderprogramme „Anwendung der Mikroelektronik“ und „Kom- 
ponenten der optischen Nachrichtentechnik“ auslaufen), 

— welche Programme nur in geänderter Form fortzuschreiben sind 
(z. B. könnten Bereiche der Teilprogramme „Rationelle Energie- 
verwendimg“ und ,, Solarenergie“ gestrafft und im Programm „Bau- 
forschung“ praxisnäher gefördert werden. Andererseits wird das 
Programm „Rohstofforschung“ voraussichtlich in die Programme 
,, Materialforschung“ und „Primärrohstoffe“ aufgeteilt), 

— welche Programme zusammenzulegen sind oder im Lichte der 
Regierungserklärung einer neuen Struktur bedürfen (so wird der- 
zeit für die Förderbereiche Information, Kommunikation und 
Elektronik eine Neustruktur erarbeitet, die voraussichtlich noch 
in diesem Jahr dem Kabinett zur Entscheidung yorgelegt wird). 


66. Abgeordneter Welche neuen Forschungsprogramme und -schwer- 
Dr.-Ing. Laermann punkte beabsichtigt die Bimdesregierung im Zusam- 
(FDP) menhang mit einer Umstrukturierung der bisherigen 

Forschungspolitik zukünftig zu fördern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 14. September 

Bei der Neuorientierung der Forschungspolitik geht die Bundesregie- 
rung davon aus, daß nicht so sehr die Zahl der Programme von Be- 
deutung ist, sondern der Erfolg der staatlichen Forschungspolitik 
wesentlich bedingt wird durch 

— die Leistungsfähigkeit der Grundlagenforschung, 

— die Güte der bereitgestellten Forschungsinfrastruktur, 

— die Verbesserung der Rahmenbedingungen für FuE in öffentlichen 
Forschungseinrichtungen und in der Wirtschaft, 

— die Wahl der Instrumente, die der jeweiligen Phase des Innovations- 
prozesses angepaßt sind, um die Innovationskraft der gesamten 
Volkswirtschaft zu stärken. 
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Dies bedeutet unter anderem, daß marktferne Phasen des Innovations- 
prozesses in Zukimft verstärkt staatlich zu fördern sind, die Durch- 
führung markt naher Entwicklungsprojekte hingegen der Finanzierung 
durch die Industrie und damit den Auswahlmechanismen des Marktes 
überlassen werden sollten. 

Darüber hinaus wird die Bimdesregierung den Technologie-Transfer 
von der Wissenschaft in die Wirtschaft verstärkt fördern und sich des 
technisch-wissenschaftlichen Nachwuchses durch besondere Förder- 
maßnahmen annehmen. 

Für die Programmbereiche bedeuten diese Prioritäten, daß 

— die Grundlagenforschung kontinuierlich weiter gefördert wird, 

— die Programmbereiche deutliche Steigerungsraten aufweisen wer- 
den, die 

als Lebenswissenschaften zusammengefaßt werden können und 
in denen Forschung und Entwicklung der Daseins- und Zukunfts- 
vorsorge dient (z. B. Umwelt- und Gesundheitsforschung), 
Schlüsseltechnologien zur Verbesserung der Ausgangsposition 
für industrielle Innovationen beinhalten (z, B. Biotechnologie, 
Werkstofforschung), 

für die Konkurrenzfähigkeit der deutschen Industrie im inter- 
nationalen Wettbewerb unabdingbar sind (z. B. Mikroelektronik), 

— Absenkungen in den Bereichen hingegen unabweisbar sind, in denen 
der Stand der Forschung und Entwicklung verstärkte Übernahme 
durch den Markt und die Nutzer erlaubt (z. B. Kommunikations- 
satelliten, rationelle Energieverwendung). 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit 

67. Abgeordneter Wie entwickelte sich in den Jahren 1970 bis 1982 
Matthöfer insgesamt der Anteil der öffentlichen Entwicklungs- 

(SPD) hilfeausgaben am Bruttosozialprodukt, und wie 

hoch wird er voraussichtlich in den Jahren 1983 
bis 1985 sein? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Köhler 
vom 12. September 

Der Anteil der öffentlichen Entwicklungshilfe ausgab en am Bruttosozial- 
produkt entwickelte sich in den Jahren 1970 bis 1982 wie folgt: 

1970 0,33 V. H. 1971 0,34 v. H. 1972 0,32 v. H. 1973 0,32 v. H. 

1974 0,38 V. H. 1975 0,40 v. H. 1976 0,36 v. H. 1977 0,33 v. H. 

1978 0,37 V. H. 1979 0,45 v. H. 1980 0,44 v. H. 1981 0,47 v. H. 

1982 0,48 V. H. 

Die Bundesregierung wird auch in einer schwierigen finanzpohtischen 
Situation versuchen, den hohen Rang, den die Entwicklungszusammen- 
arbeit bisher innehatte, zu halten und nach Möglichkeit auszubauen. 

Da jedoch nicht die gesamten öffentlichen Entwicklungsleistungen aus 
dem Haushalt des Bundesministeriums für wirtschafthche Zusammen- 
arbeit (1982 76 V. H.) stammen, ist eine gezielte Einflußnahme auf den 
Umfang der Auszahlungen nur bedingt möglich. Dieser Umstand, die 
jährlich erheblich schwankenden Kapitalrückzahlungen sowie die mittel- 
fristige Veränderung des Bruttosozialprodukts machen es unmöglich, 
den voraussichtlichen Anteil der öffentlichen Netto-Entwicklungsaus- 
gaben am Bruttosozialprodukt in den Jahren 1983 bis 1985 hinreichend 
abgesichert zu beziffern. 


Bonn, den 16. September 1983 
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